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III . Buch . V. Titel .

Das Güterrecht der Ehegatten .

Einleitung und Ueberſicht .

I . Die Ehe iſt eine Vereinigung zweier Perſonen verſchiedenen Ge⸗
ſchlechts zur Conſtituirung derjenigen höchſtperſönlichen Rechte und Pflichten ,
welche im Art . 203 ff. als Wirkungen der Ehe bezeichnet und bisher erör⸗
tert worden ſind . Die eheliche Vereinigung hat nun aber auch weſentlichen
Einfluß auf das Vermögen der Eheleute . Dem Manne wird das Er⸗

werben , Erringen und Erhalten des Vermögens durch die häusliche Thätig⸗
keit der Frau erleichtert ; dagegen erfordert die Erreichung des Hauptzweckes
der Ehe , das vite consortium und die Erziehung der Kinder , vergrößerte
Ausgaben , und beide Ehegatten verpflichten ſich durch den Abſchluß der Ehe
ſtillſchweigend zur Beiſchaffung der Mittel , ohne welche der Zweck nicht er⸗

reicht werden kann .

Dieſe vermögensrechtliche Verbindlichkeit iſt , wie der Zweck der Ehe
ſelbſt , eine untheilbare und daher nöthigenfalls eine ſolidariſche Pflicht , die

auf dem Vermögen beider Ehegatten haftet . Art . 212 . 214 . 1448 . 1537 .
1537 a. 1217 . Der Mann als Haupt der Ehe hat allernächſt auch für
die finanziellen Laſten zu ſorgen , aber die Frau iſt zum Beitrage ver⸗
bunden , ſofern ſie Vermoͤgen beſitzt .

Der C. c. hat dieſe , auf das Vermögen der Eheleute Bezug
habenden Wirkungen der Ehe in das Zte Buch verwieſen , wo überhaupt von
den Vermögensrechten und insbeſondere von den Thatſachen , die auf das
Vermögen Einfluß haben , gehandelt wird .

II . Zur Erfüllung dieſer gemeinſchaftlichen Verbindlichkeit kennt das

Geſetzbuch verſchiedene Wege und Formen , wobei aber ſtets der Mann als
die Hauptperſon und die Frau nur als die beiſteuernde Nebenperſon erſcheint .

A. Die eine Forn iſt dieſe, daß die Frau ihre Pflicht zur Beiſteuer

durch jährliche Beiträge aus ihrem Vermögen , die ſie dem Mann

ausbezahlt erfüllt . ( Vermögensabſonderung 1536 ff. 1448 . 1575 . )
B . Die zweite Form beſteht darin , daß die Frau dem Manne solu⸗

tionis loco Genußrechte an ihrem Eigenthum einräumt , welche im

Weſentlichen einem Nießbrauche gleichkommen und auch gewöhnlich
„ Nutznießung “ genannt werden , im Geſetze jedoch nicht als „ usu⸗
fruit, “ ſondern in der Regel mit dem Worte „jonissance “ bezeich⸗
net ſind . Dieſes Genußrecht kann beſtehen

1) an ihrem ganzen Vermögen oder 77

8 2) an einzelnen Theilen deſſelben .
Die Nutznießung iſt je nach der Beſchaffenheit der ihr unterworfenen

Vermögensobjecte 1) ein wahres Genußrecht , z. B . bei Liegenſchaften , oder

2) ein quasiususfructus , z. B . bei verbrauchbaren Sachen Art . 587 vergl .
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mit Art . 1532 ) oder ; 3) wenn die Sachen zwar beweglich aber nicht verbrauch —
bar ſind , wird ſie eine venditio , falls bei der Uebergabe eine taxatio vendli -
tionis causa ſtattgefunden hat . Art . 1532 . 1551 .

Wenn die Ehe als Grund der eingeräumten Nutznießung , aufhört ,
muß natürlich auch dieſe ſelbſt aufhören , und es muß beim wahren usus⸗
kructus die Sache , ſonſt aber deren Werth erſetzt werden , ſobald die Ehe
aufgelöst iſt . Vergl . übrigens die Art . 1535 a. 1570 a. b. 738 a. 745 a.

Dieſes Rechtsverhältniß sub B. kann in der Form einer Dotal - ( be⸗ 8
wiedmeten ) Ehe oder in der Art geſchehen , daß blos die Gütergemeinſchaft

3 ausgeſchloſſen wird . — —
Beide Formen haben ihre eigenthümlichen Wirkungen . Es hat nament⸗

lich die Dotal - Ehe die abſolute Unveräußerlichkeit des eheweiblichen Ver —

mögens zur Folge , ſoweit daran ein wahrer usus kructus beſteht , Art .
1392 . 1530 ff. 1540 ff. 1554 . 115

C. Es wird durch dasjenige , was die Eheleute von dem Hochzeittage
an erringen , und was ihnen das Erträgniß ihres Vermögens ab—⸗

wirft oder dadurch , daß ſie noch außerdem von ihrem ander⸗
weiten Vermögen Etwas zuſammenwerfen , ähnlich wie bei einem
anderen Geſellſchaftsvertrag , eine gemeinſchaftliche Caſſe ge —
bildet , damit aus derſelben die Ehelaſten beſtritten werden .

Dieſe 3 Formen unterſcheiden ſich in ihren Wirkungen hauptſächlich
dadurch , daß

ad A. die Frau im Beſitze und in der Verwaltung ihres ganzen
Vermögens bleibt , und nur perſönliche Schuldnerin des Man⸗

8 nes wird , daß
ad B. die Frau dem Manne das Recht des Genuſſes und folgeweiſe

der Verwaltung , oder auch das Eigenthum ſelbſt unter Vor⸗

behalt des Wiedererſatzes des Preiſes , an Gegenſtänden ihres
Vermögens einräumt ; daß endlich

ad C. ein Miteigenthum pro indiviso unter den Eheleuten
gebildet wird .

Dieſes Miteigenthumsverhältniß , welches zunächſt nicht auf Gewinn 3

berechnet , ſondern für den Zweck der Ehe gebildet iſt , bringt es von ſelbſt
mit ſich, daß nach Auflöſung der Ehe der Inhalt und Beſtand der Gemein⸗
ſchaft unter die Eheleute oder deren Erben vertheilt werden muß , während
in den Fällen A. und B. der Mann Alleineigenthümer desjenigen wird , was

er durch Beiträge oder Nutzungsrechte vom Vermögen der Frau bezogen hat ,
und ſelbſt desjenigen , was durch gemeinſchaftlichen Fleiß erworben wurde

(vergl . jedoch Art . 1581 ) .
Es verſteht ſich daher von ſelbſt , daß der Mann in den Fällen A .

und B . nach Belieben über dasjenige verfügen kann , was auf dem angege —
benen Wege von ihm bezogen wurde , wogegen er die Ehelaſten beſtreiten 8

und nach aufgelöster Ehe im Falle B . den Grundſtock des Vermögens ,
wovon er den Nießbrauch hatte , reſtituiren muß . Auch ſtreitet die Ver⸗

muthung , da er Beſitzer iſt , ſtets dafür , daß das vorhandene Vermögen
ſein Eigenthum ſey , ſo lange nicht die Frau das Gegentheil beweiſen kann .

Aber auch bei der Gemeinſchaftsehe hat der Mann , ſo lange die Ehe
dauert , die Alleingewalt über das condominium , als ober ausſchließ⸗
licher Eigenthümer wäre , weßhalb viele behaupten , „ mulier non est socia ,
sell speratur fore . “ Zacharia III . S . 168 . Not . 1. 3

Jedoch ſtreitet hier die Vermuthung nicht dafür , daß der Mann als
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Alleineigenthümer beſitze , ſondern qua Inhaber der Gemeinſchaft , alſo

für das coudominium . 1402 . 1499 .

Dieſe von den gewöhnlichen Geſellſchaftsregeln ſo ſehr abweichende
Beſtimmung über die Gewalt des Mannes hat ihren Grund in dem eigen⸗

thümlichen Weſen der Ehe , welches die zu treffenden Anordnungen nicht an

die Uebereinſtimmung beider Ehegatten binden kann , ohne der Erreichung

des Ehezwecks Hinderniſſe zu bereiten , und den Keim zu vielen Zwiſtigkeiten
zu legen .

Der Mann hat ferner , bei einer Gemeinſchaftsehe da auch die Nutz⸗

f ni ßung des beiderſeitigen , nicht zum condominium gehörigen Vermögens ,
in die Gemeinſchaft fällt , die Verwaltung des ganzen Vermögens der Frau

als eine nothwendige Folge der Nutznießung und ſeiner Herrſchaft über das

Gemeingut .
III . Dasjenige Vermögen der Frau , woran ſie bei den Güterrechts⸗

formen B und C Genuß⸗Eigenthums⸗ oder Miteigenthumsrechte an den Mann

oder die Gemeinſchaft überträgt , um die Laſten der Ehe beſtreiten zu helfen ,

8. heißt ihr Heirathsgut im weiteren Sinne des Wortes . Art . 1540 . Jedoch

verſteht man unter Heirathsgut im engeren Sinne die dos bei der Dotalehe
als Gegenſatz von den Paraphernalgütern , welche die Frau im Beſitz und

in der Verwaltung behält , und es wird in den anderen Rechtsverhältniſſen
das Vermögen der Frau eheweibliches Einbringen genannt , z. B . 1493 .

1499 . 1514 .

IV . Nach dieſen allgemeinen Andeutungen über die verſchiedenen

Verhältniſſe unter den Ehegatten ſind noch einige allgemeine Bemerkungen
über die Wirkungen derſelben gegen Außen d . h . gegenüber am Dritten ,

die vor oder während der Ehe Rechte erwarben , nothwendig .
1) Das Geſetz geht überall von der Wahrung des Grundſatzes ans ,

daß wohlerworbene ( porehliche ) Rechte dritter Perſonen durch den

Abſchluß einer Ehe , unter was immer für Bedingungen , nicht ge⸗

kränkt oder deterioris conditionis werden ſollen , wie überhaupt
kein Verpflichteter durch Verfügungen über ſein Vermögen zum Ab⸗

bruchder Rechte ſeiner Gläubiger handeln darf ( Art . 1167 ) . Es

wahrt ferner
2 ) ſorgfältig den in Art . 2092 ausgeſprochenen Grundſatz , daß das

ganze Vermögen eines Schuldners ſowohl das gegenwärtige als das

zukünftige , das bewegliche und das unbewegliche , als das natürliche
Unterpfand des Gläubigers dieſem ſolidariſch für die Bezahlung ſei⸗
ner Forderung verhaftet iſt , es mag nun Alleineigenthum oder ge⸗

meinſchaftliches Gut zwiſchen dem Schuldner und einem Dritten ſeyn .

9 3 ) Während der Ehe ſpielt aber das Autoriſationsrecht des Ehe⸗

= mannes bei Rechtshandlungen ſeiner Frau eine wichtige Rolle , denn
die Frau darf unter keinen Umſtänden ohne jene Ermächtigung mit

Dritten vor Gericht ſtehen , oder ſolche Rechtsgeſchäfte eingehen ,
welche den Begriff der Verwaltungshandlungen überſchreiten . Art .

215 ff. Vortr . S . 169 .

4 ) Auch iſt hier zu berückſichtigen , daß die durch Eingehung der Ehe
erworbenen Rechte älter ſind , als die nachher kontrahirten Ver⸗

bindlichkeiten , und daß dritte Perſonen ſich von dem Rechtsverhältniß
der Eheleute Kenntniß verſchaffen können , ehe ſie mit ihnen kontra⸗

hiren . 5

8 Die Anwendung dieſer Grundſätze hat nun

1
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ad A. bei der Vermögens⸗Abſonderung die wenigſten Schwierigkeiten .
Jeder Theil bleibt im Beſitze und in der Verwaltung ſeines
Vermögens und die vorehlich erworbenen Rechte Dritter
werden alſo ſchon nach der Natur der Sache nicht alterirt .

Es kommt nur eine weitere perſönliche Verbindlichkeit durch
die Ehelaſten auf das beiderſeitige Vermögen . Während der Ehe aber tritt
das obenerwähnte Autoriſationsrecht ein , ſoweit die Handlungen der Frau

keine Verwaltungshandlungen mehr ſind . Ueber die Natur der Verwaltungs⸗
handlungen wurde ſchon früher das Nöthige bemerkt .

Iſt der Mann gehindert , die Ermächtigung zu ertheilen , oder ver⸗

weigert er dieſelbe , ſo kann ſie von der Obrigkeit begehrt werden , und es

begründet hier die Ertheilung derſelben die nämlichen Wirkungen , wie die

ehemännliche , ohne Unterſchied des Grundes , aus welchem ſie nachgeſucht

W5
ertheilt wurde , ob wegen Verhinderung oder wegen Verweigerung des

annes .
ad B . Da die Nutznießung die Verwaltung in ſich begreift , ſo iſt

der Frau an dem Vermögen , welches der Mann zur Nutz⸗
nießung hat , nicht allein das Recht , ohne ſeine Ermächtigung
Veräußerungen zu treffen , ſondern auch das Recht der

Verwaltung entzogen . Bei Immobilien hat ſie nur Grund⸗

eigenthum.
Die Nutznießungsrechte des Mannes können jedoch , ſie mögen aus

den ad B . berührten Gedingen oder aus der Gemeinſchaft folgen ,
1) nicht den vorehlichen Rechten Dritter an das Vermögen der

Frau entgegen gehalten werden , um ſie in ihrem Rechte , die Be⸗

friedigung aus dem Vermögen der Frau zu ſuchen , zu ſchmälern .
Wenn alſo das Recht auf Befriedigung dieſer Perſonen erfordert ,

daß auch die Nutznießung ſammt dem Grundeigenthum angegriffen wird , ſo
kann der Mann aus ſeiner Nutznießung keine Einſprache gegen den Zugriff

ableiten , vergl . z. B . Art . 1558 . Abſtz . 3.
Die Gläubiger müſſen jedoch gegen den Mann , als eine dritte Per⸗

ſon , auf geſetzlichem Wege das vorehliche Datum ihrer Forderung beweiſen ,
Art . 1328 . 1410 . 1558 . Abſtz . 3. 5

2) Hat der Ehemann während der Ehe der Frau ſeine Autoriſation
oder Einwilligung zu Rechtsgeſchäften ertheilt , ſo findet für den Fall
der Nothwendigkeit das Gleiche ſtatt , indem in der Einwilligung
des Mannes zur Contrahirung von Verbindlichkeiten eo ipso ein

Verzicht auf die Oppoſition des dinglichen Rechtes der Nutznießung
liegt , ſoweit ſolches neben der Befriedigung der erworbenen Rechte
Dritter nicht beſtehen kann , denn die Frau verpflichtet durch Einge⸗
hung von Verbindlichkeiten ihr Vermögen , und wenn der Mann

dazu einwilliget , ſo entſagt er zu Gunſten des Gläubigers ſeinen
Rechten an dieſem Vermögen . ( Eine anderweitige Anwendung die⸗

ſes Grundſatzes ſiehe in Art . 2180 a. )
Jedoch muß man , wenigſtens da , wo keine Gemeinſchaft beſteht , an⸗

erkennen , daß dem Manne das Recht zukommt, bei der Ertheilung der Er⸗

mächtigung , ſich gegen den Zugriff auf ſein Nutznießungsrecht zu verwahren .
Bellot . I . 303 .

Die obrigkeitliche Ermächtigung hat nach der einen Meinung
niemals die Wirkung , daß der Mann irgend etwas an ſeinen Einſprachs⸗
rechten wegen ſeiner Nutznießung verliert , weil die Ohrigkeit nicht in ſeine
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Privatrechte eingreifen kann, ſondern es ſoll nur das Grundeigenthum der

Frau unbeſchadet der Nutznießung angegriffen werden können . Andere da⸗

gegen unterſcheiden , ob die Autoriſation wegen Verhinderung oder wegen

Verweigerung des Mannes von der Obrigkeit ertheilt wurde , und laſſen
den vorhin aufgeſtellten Satz nur vom letzteren Falle gelten , während ſie
den erſten ſo behandlen , als ob der Mann ſelbſt die Ermächtigung ertheilt
hätte . Die letzere Anſicht iſt als die richtige trefflich nachgewieſen von Grol⸗

mann II . 526 . Vergl . Zachariä III . Seite 80 . Not . 54 . Wird die Er⸗

mächtigung wegen Verweigerung ertheilt , ſo iſt ſie gegen den Willen des

Mannes und er kann natürlich nichts an ſeinen Rechten verlieren . Iſt aber

der Mann verhindert , ſo handelt die Obrigkeit in ſeinem Namen und für

ihn , und es könnte hier oft mehr zum Nachtheil als zum Vortheil deſſelben

ſeyn , wenn die Obrigkeit ſeinen Willen nicht vollſtändig erſetzen dürfte . Vergl .
jedoch die in den Annalen III . 213 enthaltenen Ausführung im entgegen⸗
geſetzten Sinne .

Hierbei iſt noch in Bezug auf das badiſche Recht der Art . 2205 a. von

Bedeutung , nach welchem für derartige mit obrigkeitlicher Ermächtigung we⸗

gen Weigerung des Mannes entſtehenden Verbindlichkeiten auch nicht das

Grundeigenthum angreifbar ſeyn ſoll , ſo lange die Nutznießung dauert .

Brauer III . S . 338 .

Hinſichtlich der Dotal - Ehe führt ferner die Beſtimmung , daß der

fundus dotalis ſelbſt mit Einwilligung beider Theile nicht beliebig
veräußert werden kann, wichtige Ausnahmen von dieſen Grundſätzen herbei
Art . 1554 ) .

Die Rechte , welche dritte Perſonen nach Vertragsgrundſätzen gegen
den Mann allein erwerben , ſey es vor oder während der Ehe , können

nie die Wirkung haben , daß das Grundeigenthum oder das Vermögen der

Frau zur Befriedigung angegriffen wird , wenn ſie nicht als Mitſchuldnerin
oder als Sammtſchuldnerin des Mannes aufgetreten iſt . 3

Indeſſen können die Glänbiger des Mannes ' die Nutznießungsrechte
deſſelben zu ihrer Befriedigung verwenden , jedoch nur nach Abzug der Laſten ,
welche mit der Nutznießung übernommen wurden , insbeſondere auch der Ehe⸗
laſten , denn nur gegen Erfüllung dieſer Verbindlichkeit hat der Mann die

Nutznießung erworben .

ad C. Durch Eingehung einer Gemeinſchaft bilden ſich unter den

Eheleuten z3verſchiedene Arten des Vermögens , eigenes
des Mannes und eigenes der Frau , ſodann das gemeinſchaft⸗
liche. Jede Caſſe hat ihre Activa und Paſſiva .

Allein gegen Außen bildet das Gemeingut keine beſondere univer -
sitas juris d. h. keine fingirte Perſon , die für ſich allein Trägerin von Rech⸗
ten und Verbindlichkeiten ſeyn kann , wie z. B . das Vermögen einer Ge⸗

meinde , ſondern es iſt das ganze Gemeingut nur ein condominium pro in -

diviso und daher pro rata ein Theil des Vermögens des Mannes und der

Frau ; da jedoch der Ehemann unbeſchränkte Gewalt über dieſes Miteigen⸗
thum hat , ſo wird es gegen Außen wie ſein Allein - Eigenthum angeſehen ,
unbeſchadet der Rechte , die die vorehlichen Gläubiger der Frau gültig und

erweislich erworben haben . Je nachdem ein Dritter in Rechtsverhältniſſen
zu dem Manne oder zu der Frau , oder zu beiden zugleich ſteht , d. h. den

Mann , die Frau oder beide zugleich zu perſönlichen Schuldnern hat , ſind
auch ſeine Befugniſſe verſchieden . Die Ehegatten werden alſo gegen außen
als zwei Rechtsſubjecte angeſehen , die
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a) in Miteigenthums⸗ resp . Geſellſchaftsverhältniſſen ſtehen , wobei jedoch
b) nur der Eine condominus ( der Mann ) Gewalt hat , über das con —

dominium zu verfügen , und

e) der andere (die Frau ) noch überdieß über das eigene Vermögen
nicht sui juris iſt, d. h. nicht allein diſponiren kann .

Was nun 35

1) die vor der Ehe erworbenen Rechte dritter Perſonen betrifft , ſo
bleibt es in Anſehung desjenigen Vermögens , wovon die Gemein —

ſchaft nur die Nutznießung hat , bei den ad B. angegeben Grundſätzen .
Dieſen Berechtigten bleibt aber auch das condominium verhaftet und

zwar ohne Rückſicht auf den Antheil des einen oder andern Ehegatten . Sie

können daher zu ihrer Befriedigung auf das gemeinſchaftliche Vermögen wie

auf das eigene ihres Schuldners greifen , ſo lange eine ſolche eommunio

beſteht , vorbehaltlich der Ausgleichung unter den Ehegatten .
2) Während der Ehe kann die Frau

a) über das Gemeinſchafts - Vermögen darum nichts verfügen , weil

dieſes Recht dem Manne allein zuſteht . Es würde alſo eine ſolche
Verfügung für den Mann , obwohl die Frau Miteigenthümerin iſt ,
doch in Anſehung der Gemeinſchaft ſchon aus dieſem Grunde , und

abgeſehen vom Autoriſationsrecht , nichtig ſeyn . Die Handlungen
des Mannes wirken aber ſtets ſowohl auf ſein eigenes Vermögen
als auf das Ganze der Gemeinſchaft , und die Frau muß dieſelben
in dem Maße als ihre eigenen anerkennen , als ſie ſeiner Zeit an

der Gemeinſchaft Theil nimmt .

b) Bei Verfügungen über das eigene Vermögen iſt die Frau an die

Ermächtigung des Mannes gebunden .
Bei dieſem Verhältniß der Ehegatten ſind nun gegenüber von dritten

Perſonen folgende Fälle während der Ehe denkbar :

a) Die Frau contrahirt allein , und zwar mit Erlaubniß des

Mannes . Dieſe Einwilligung des Mannes läßt je nach Um⸗

ſtänden eine doppelte Auslegung zu . Die Frau kann entweder ſo

betrachtet werden , als habe ſie von dem Manne den Auftrag er⸗

halten , in ſeinem Namen zu contrahiren , oder ſo , als contrahire
ſie in ihrem eigenen Namen mit Ermächtigung des Mannes .

Im erſten Falle wird nur der Mann und das Gemeinſchafts - Ver⸗
mögen verpflichtet , indem der Mandatar niemals ſich ſelbſt verbindet .

Im zweiten Falle dagegen würde nach allgemeinen Grundſätzen nur

das eigene Vermögen der Frau und ihr Antheil an der Gemeinſchaft dem

Gläubiger verhaftet , allein es iſt zum Vortheil der Keditoren und zur Ver —⸗

hütung von Hintergehungen die Vermuthung angenommen worden , daß der

Contrakt auch zum Vortheil der Gemeinſchaft geweſen ſey, und auf den

Grund dieſer Unterſtellung wurde die Regel geſtützt , daß in ſolchem Falle
das geſammte Vermögen beider Eheleute haftbar werde , Art . 1419 .

Es muß daher in jedem einzelnen Falle darauf geſehen werden , ob

ſich die Frau als Contrahentin im eigenen Namen oder als Mandatarin

des Mannes dem Dritten dargeſtellt hat . Im Zweifel wird zwar nach Art .

1122 vermuthet , man habe im eigenen Namen contrahirt , d. h. ſich ſelbſt

verpflichten wollen . Bei dem eigenthümlichen Verhältniß der Ehefrau zu

dem Manne muß aber im Zweifel angenommen werden , daß ſie nur als

Gemeinſchaftsgenoſſin und ſomit als Beauftragte des Mannes aufgetreten ſey .
Der Art . 1420 a. ſtellt endlich den Grundſatz auf , daß in Haus⸗
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haltungsangelegenbeiten eine ſtillſchweigende Vollmacht angenommen werde .

Vergl . auch Art . 220 . Sie verpflichtet alſo durch Eingehung von Verbind⸗

lichkeiten in derartigen Angelegenheiten nicht ihr eigenes Vermögen , ſondern

nur den Mann und folgeweiſe die Gemeinſchaft — dieſes aber ohne be⸗

ſondere Einwilligung des Mannes .

b) Die Frau kontrahirt mit Ermächtigung der Obrigkeit . Hier
kommt Alles auf den Grund und die Veranlaſſung der obrigkeit⸗
lichen Ermächtigung an , und mit dieſer oben ſchon gemachten Unter⸗

ſcheidung ſind die Art . 1426 u. 1427 zu interpretiren . Der erſte
ſpricht von der Verweigerung , der zweite von der Verhinderung
des Mannes .

e) Die Frau geht mit dem Manne gemeinſchaftlich einen Ver⸗
ttrag gegen Dritte ein . Hier gilt der Mann als Haupt⸗Contrahent
und als haftbar für das Ganze , die Frau aber haftet als Mit⸗

ſchuldnerin mit ihrem Vermögen für die Hälfte , es ſey denn ,

daß ſie ſich ſammtverbindlich gemacht hat . Dem Manne und
folgeweiſe der Gemeinſchaft gegenüber gilt ſie aber als In ter⸗
zedentin , ſofern der Vertrag nicht ihr eigenes Intereſſe , ſondern

das des Mannes oder der Gemeinſchaft betroffen hat . 1431 .

Das Nähere und insbeſondere das Rechtsverhältniß unter den Ehe⸗

gatten ſelbſt muß der folgenden Darſtellung vorbehalten bleiben .

Reſultat .

Die Eheleute leben entweder

I . in einer Gemeinſchaftsehe , oder

II . in einer Nichtgemeinſchaft .
Beide Hauptarten des Güterrechts haben wieder verſchiedene Modi⸗

fikationen . Das Geſetzbuch ſtellt übrigens nicht die Gemeinſchaft und Nicht⸗
gemeinſchaft , ſondern die Gemeinſchaftsehe und die Dotal⸗Ehe als

Gegenſätze auf .
Dieſe nicht ganz logiſche Eintheilung , zufolge welcher zwei Arten der

Nichtgemeinſchaft unter das Gemeinſchaftsrecht verwieſen werden , hat
ihren Grund in der Rechtsgeſchichte Frankreichs , insbeſondere in der Thei⸗
lung der Länder in die des geſchriebenen und ungeſchriebenen Rechts , indem

in dem erſtern vorzüglich die Dotal - Ehe , in dieſen die andern Güterrechte
in Gebrauch waren .

LiKia pli tue l

Allgemeine Beſtimmungen .

Art . 1387—1398. 3

Die Ehegatten können ihre Vermögens⸗Verhältniſſe durch ausdrück⸗

liche Verabredung ( Heiraths - Ehe - Vertrag ) feſtſetzen , oder ſich ſtillſchweigend
denjenigen Regeln unterwerfen , welche das Geſetz für den Fall feſtſetzt ,
wenn es an einem Ehevertrag fehlt , nämlich den Regeln der geſetzlichen
Gütergemeinſchaft .

‚

Das Ite Kapitel beſtimmt
A . die formellen Erforderniſſe der Eheverträge .



Unzweifelhafte und leicht erweisliche Gewißheit über das Güterrecht
der Eheleute , ſowie die Unabänderlichkeit der vor der Ehe ausdrücklich oder

ſtillſchweigendgetroffenen Verabredungen nach dem Abſchluſſe der Ehe , ſind
die Zwecke , welche das Geſetz ſowohl im Intereſſe der Eheleute ſelbſt , als
im Intereſſe dritter Perſonen durch ſeine Beſtimmungen zu erreichen trachtet .

Es wird angenommen , daß die Eheleute in geſetzlicher Gütergemein⸗
ſchaft leben , bis derjenige , der das Gegentheil behauptet , eine Verabredung ,
welche dieſe Gemeinſchaft aufhebt oder abändert , durch eine , vor der Ehe ,
in öffentlicher Form , nämlich unter Zuzug eines Staatsſchreibers und zwei
Zeugen errichtete Urkunde nachweist .

Abänderungen während der Ehe könnten leicht die Folge einer egoi⸗
ſtiſchen Benützung des Einfluſſes ſeyn , den der eine Ehegatte auf den

Willen des andern ausübt , oder ſie könnten zum Nachtheil dritter Perſonen
getroffen werden , weßhalb ſie nur vor der Trauung geſtattet ſind , auch der

Mitwirkung aller derjenigen Perſonen bedürfen , die bei dem erſten Vertrage
durch irgend eine Stipulation , z. B . durch Schenkungen , mitgewirkt haben,
oder deren Einwilligung aus ſonſt einem Grunde nöthig war , weil ihre
Willens⸗Erklärung mit dem unter den Eheleuten verabredeten Güterrecht im

Zuſammenhange ſteht , oder doch ſtehen kann .

Auch müſſen die Abänderungen dem urſprünglichen Ehevertrag als

Anhang beigefügt werden , damit derjenige Dritte , der die Rechtsverhältniſſe
der Eheleute kennen lernen will , nicht irre geleitet werde .

Geſchieht dieſes nicht , ſo iſt die Modifikation für jeden Dritten un⸗

wirkſam und es ſind überdieß Strafen angedroht . Art . 1397 .

B . In materieller Beziehung iſt das Verfügungsrecht zu Gunſten einer

Ehe und der daraus entſpringenden Kinder vielfach begünſtigt , nament⸗

lich in Beziehung auf Schenkungen . Art . 1091 ff. Art . 1398 . vergl .
mit 903 . 904 .

Dagegen dürfen die Eheverträge nichts enthalten , was gegen ge —
bietende oder verbietende Geſetze anſtößt . 1388 — 90 .

Es muß ferner das Rechtsverhältniß genau und ausdrücklich feſtgeſetzt
ſeyn , und es iſt insbeſondere unterſagt , daſſelbe durch Hinweiſung auf ab⸗

gekommene Geſetze oder Statuten , deren Kenntniß ſich nach und nach ver⸗

lieren muß , zu bezeichnen . 1391 . Der Zuſatz 1393 a . iſt aufgehoben .
Rgsbl . 1831 . Nro . 30 .

II . und III . Kapitel .
Von den einzelnen Güterrechten .

I . Gemeinſchaftsrecht .

Allgemeine Beſtimmung .
Der Tag der Trauung iſt das Anfangsziel einer jeden Gemeinſchaft ,

1399 . und wenn Zachariä III . Seite 172 und Brauer III . S . 323 be⸗

haupten , es könne eine Gemeinſchaft ſowohl sub conditione suspensiva als

auch sub conditione resolutiva eingegangen werden , ſo iſt zwar das er —

ſtere , nämlich die Verabredung , ſtatthaft , daß vor der Hand eine Nichtge —
meinſchaft beſtehen , ſolche aber beim Eintritt einer gewiſſen Thatſache , z. B .

wenn Kinder erzeugt werden , in eine Gemeinſchaft übergehen ſoll , weil hier
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eine rückwirkende Kraft der Bedingung auf dem Moment der Trauung faktiſch
ausführbar iſt . Vergl . Art . 1451 . Aber eine auflöſende Bedingung kann

dieſe rückwirkende Kraft nicht haben , weil es faktiſch unmöglich iſt , die ein —

mal vorhanden geweſene Societät ſo zu behandeln , als wäre ſie niemals

vorhanden geweſen , wie dieß Zachariä ibidl . S . 40 bei einer andern Ge⸗

legenheit , nämlich bei der Nichtigerklärung einer Ehe ſelbſt anerkennt . Es

würde alſo die Reſolutiv⸗Bedingung nur eine , erſt während der Ebe ein⸗

tretende Abänderung des Güterrechts herbeiführen , was dem Art . 1395 ent⸗

gegen iſt .
Erſte Abtheilung .

Geſetzliche Gütergemeinſchaft .

Dieſe Gemeinſchaftsart kann nicht nur ausdrücklich bedungen werden ,

ſondern ſie tritt ſtets in dem Falle ein , wenn und ſoweit die Eheleute nichts
anderes feſtſetzen .

Sie iſt am ausführlichſten dargeſtellt , und ihre Regeln gelten auch
für alle Modifikationen , ſoweit ſie nicht ausdrücklich oder folgenweiſe aufge⸗
hoben ſind . 1528 .

Man nennt dieſe Gemeinſchaft auch die Fahrnißgemeinſchaft , weil

es hauptſächlich das bewegliche Vermögen der Eheleute iſt , welches die

gemeinſchaftliche Kaſſe bildet .
Die aufgeſtellten Regeln zerfallen in folgende 3 Abtheilungen :

1) Welche Activa und Paſſiva bilden das gemeinſchaftliche Vermögen ?
2) Wer hat daſſelbe zu verwalten , wie iſt es zu verwalten und welchen

Einfluß haben die Handlungen der Eheleute auf den Beſtand der ge⸗

meinſchaftlichen Kaſſe , ſowie auf das nicht zur Gemeinſchaft gehörige
Vermögen ?

3 ) Wie wird die Gemeinſchaft , nämlich das Rechtsverhältniß derſelben
aufgelöst , und wie iſt das Condominium , welches in der gemein⸗
ſchaftlichen Kaſſe verbleibt , zu theilen ?

lter Abſchnitt .

Von den Aktiven und Paſſiven der geſetzlichen Güter⸗

gemeinſchaft .
§ . I . Von den Aktiven .

Das Geſetz beſtimmt in dem Artikel 1400 —1409 genau , welche
Vermögensrechte in die Gemeinſchaft gehören und welche nicht . Es be⸗

zeichnet alſo auf poſitivem und negativem Wege den Aktivbeſtand der Ge⸗

meinſchaft und es ergibt ſich daraus folgendes Reſultat :
Die Rechte der Gemeinſchaft ſind theils Eigenthums⸗ , theils Nutz⸗

nießungsrechte , und es umfaſſen dieſe Rechte theils ſolches Vermögen , welches
die Eheleute am Tage der Trauung beſitzen , theils ſolches , welches nachher
erworben wird .

J . Eigenthum der Gemeinſchaft kann zunächſt nur ſolches Vermögen
oder ſolche einzelne Vermögensrechte werden , welche veräuſſerlich ſind ,
da die Einräumung eines Miteigenthums eine Veräuſſerung enthält .
Von dem veräuſſerlichen Vermögen aber wird gemeinſchaftlich :

1) Die Geſammtheit aller beweglichen Rechte , welche die Ehe⸗
leute am Tage der Trauung beſitzen . Es findet alſo eine

wechſelſeitige Veräuſſerung titulo universali ſtatt . Vgl . 1010 .
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D Alle beweglichen Rechte , welche dem einen oder andern Ehegatten
titulo Iucrativo , alſo durch Erbſchaft oder Schenkungen während

der Ehe anfallen .
3) Alles errungene , d. h. während der Ehe titulo oneroso erwor⸗

bene Vermögen aller Art , mag es beweglich oder unbeweglich , von
dem einen oder andern Ehegatten erworben worden ſeyn , foweit
nicht die errungenen Liegenſchaften als bloſes Surrogat eines ver -

äuſſerten eigenen Rechtes des einen oder andern Ehegatten er — ö
ſcheinen , und daher in locum deſſelben ſuccediren , worüber die
Art . 1407 , 1433 —1437 das Nähere beſtimmen . ( Brgl . unten . )

Es ſtreitet bei allen Liegenſchaften ſowohl in Bezug auf das Ver —

hältniß unter den Ehegatten , als gegen Auſſen die Vermuthung dafür , daß
ſie zu den , während der Ehe titulo oneroso erworbenen gehören , bis der

Ehegatte oder ſeine Rechtsnachfolger , die das Alleineigenthum behaupten ,
beweiſen , daß ſie ererbt oder geſchenkt wurden , oder daß der betreffende
Ehegatte ſchon vor der Ehe Eigenthümer war , oder die Liegenſchaft wenig —
ſtens im Civilbeſitze gehabt hat ; denn eines Theiles gibt der Beſitz die

Vermuthung für das Eigenthum , Art . 2230 , und anderntheils würde der

Gegenbeweis gegen dieſe Vermuthung eine exceptio de jure tertii ſeyn ,
ſofern nicht der Gegner behauptet , daß er der Eigenthümer ſey , alſo das
Gut nicht für die Gemeinſchaft , ſondern für ſich anſprechen würde . Auch
wirkt eine , während der Ehe vollendete Verjährung zu Gunſten des be —

ſitzenden Ehegatten , nicht der Gemeinſchaft . 1402 .

In Bezug auf die Frage , was bewegliche und unbewegliche Rechte
ſeyen , muß auf die frühern Erörterungen verwieſen werden .

Ausgeſchloſſen von der Gemeinſchaft bleiben daher dem Eigen —
thum nach :

1) Alle liegenſchaftlichen Rechte , welche die Ehegatten am Trau —

ungstage im Civẽ̃ilbeſitze haben , es ſey denn , daß ſie in der Zwiſchen —
zeit nach dem Abſchluß des Ehevertrages , wo ein ſolcher ſtattfand ,
und vor der Trauung von dem einen Ehegatten titulo oneroso
erworben wurden , denn in dieſem Falle werden ſie gemeinſchaftlich , 8

weil ſonſt der eine Ehegatte den andern hintergehen könnte .

2) Diejenigen unbeweglichen Rechte , welche ſie durch Schenkung oder

Erbſchaft während der Ehe erworben , ſofern ſie nicht ausdrücklich
der Gemeinſchaft geſchenkt werden .

Eine Schenkung an beide Ehegatten zugleich macht zwar jeden zum

Miteigenthümer , aber es fallen die Antheile eines jeden doch nicht in die 75

Gemeinſchaft , was in Bezug auf die Verfügungsrechte des Mannes über

den Antheil der Frau von weſentlicher Bedeutung iſt .
Als vorläufige Erbeinweiſung und ſomit als geſchenktes lie — —

genſchaftliches Recht wird es auch behandelt , wenn ein Aſcendent des ei⸗

nen oder andern Ehegatten dieſem einzelne Liegenſchaften überläßt , wenn

gleich Verbindlichkeiten mit der Uebergabe verknüpft ſind, oder die Uebergabe
Ioco solutionis geſchieht . Art . 1406 .

821 Der Art . 1408 , Abſatz 1 iſt eine Folge des Art . 883 , d. h. der

rückwirkenden Kraft der Theilungen , und der Abſatz 2 gibt der Frau das

dort eingeräumte Wahlrecht aus dem Grunde , damit der Mann die Frau
nicht aus Eigennutz durch Verweigerung ſeiner Ermächtigungverhindere ,

ſelbſt die Antheile der Miteigenthümer zu erwerben , wenn der Erwerb mit

Vortheil geſchehen kann . 8 0



II . Nutznießungsrechte der Gemeinſchaft —
Dieſe umfaſſen alle Güter der beiden Ehegatten , welche nicht in die

Gemeinſchaft fallen . Selbſt die Nutzungen und Vortheile von denjenigen

Rechten , die an ſich nicht auf andere übertragen werden können , fallen
in die Gemeinſchaft . Ebenſo die verfallenen Beträge der Leibrenten und

der Erbrenten , nicht aber das Recht zum Bezug ſelbſt , welches dem ein⸗

bringenden Ehegatten verbleibt , obwohl ſie für bewegliche Rechte erklärt

ſind , 529 . 530 , denn das Recht zum Bezug iſt ein fingirtes Recht, welches

uur durch die einzelnen Bezüge ſelbſt verwirklichet wird .

Pothier Vol . 11 p. 72 .

Auch ſpricht der Art . 1401 nur von den Gefällen aller Art , nicht
aber vom Recht zum Bezug der Gefälle ſelbſt . Würde das Recht ſelbſt in

die Gemeinſchaft fallen , ſo wäre es unnöthig geweſen , derſelben auch noch
die jährlichen Erträgniſſe zuzuweiſen .

§. II . Laſten und Schulden der Gemeinſchaft .

Dieſe beſtehen
I . in fortlaufenden ſtändigen Ausgaben ;
II . in Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen .

ad J . Ständige Ausgaben .
Dieſes ſind :

A. ſolche , welche der Ehezweck erfordert , alſo der Unterhalt der Ehe⸗
gatten und die Erziehung der Kinder , und zwar allernächſt der ge —

meinſchaftlichen Kinder . 16 1
Sind Kinder aus einer frühern Ehe vorhanden und haben dieſe

a . kein eigenes Vermögen , ſo fällt ihr Unterhalt als eingebrachte

Schuld ihres Elterntheils (vergleiche unten ) in die Gemeinſchaft .
Haben ſie 3 1115127

b. eigenes Vermögen und es hat ihr Elterntheil die Nutznießung daran ,

ſo fällt dieſe Nutznießung ihrem Ertrage nach und eben damit auch

die Laſt derſelben in die Gemeinſchaft .
Scoweit

aber dieſes Nutznießungsrecht nicht beſteht , müſſen aller⸗

nächſt die Einkünfte des Vermögens ſolcher Kinder zu ihrem Unter⸗

halt verwendet werden .

B. ſolche Ausgaben , welche der Gemeinſchaft als Nutznießerin
des eigenen Vermögens der Ehegatten obliegen , Art . 1409 .

Abſ . 3. 4 , Art . 605 ff. 5 A4
Wegen der Ueberſetzung des Abſ . 3 vergleiche Vorträge S . 94 .

ad II . Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen .

Der Art . 1409 ſpricht von fahrenden Schulden und dann wieder von

ſolchen fahrenden Schulden , welche die , einem Ehegatten allein

gehörigen Liegenſchaften angehen .
Er ſagt , alle fahrenden Schulden fallen in die Gemeinſchaft , jedoch

vorbehaltlich der Vergütung des Schuldbetrags , welcher die eigenen Immo⸗

bilien angeht .
14

Es iſt dieſes ſo zu verſtehen .
Die Verbindlichkeiten , als Gegenſatz der ee können

wie dieſe in bewegliche und unbewegliche Verbindlichkeiten eingethkilt werden ,

je nachdem ſie einem beweglichen oder unbeweglichen Rechte entſprechen .
Dieſe Eintheilung paßt jedoch nicht auf den engeren Begriff der

Schulden , indem dieſe , wie früher gezeigt , ſtets unter die beweglichen
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Verbindlichkeiten gerechnet werden müſſen . Die Verbindlichkeiten betreffen
alſo entweder ein species oder ein genus . Die letzteren ſind bew eglich
oder Schulden im eigentlichen Sinn des Wortes .

Die erſteren aber ſind , wenn eine bewegliche Sache zu leiſten iſt ,
fahrende Verbindlichkeiten, andernfalls liegende , und diejenige Maſſe hat
natürlicher Weiſe die Verbindlichkeit auf ſich, in welche der Gegenſtand
gehören würde , falls die Verbindlichkeit nicht beſtünde oder m. a . W. , aus
welcher das ſchuldige Objekt ausgeſchieden werden ſoll . Das Gleiche
gilt von dinglichen Laſten , die gegen eine beſtimmte Sache geltend gemacht
werden . Man muß alſo den Ausdruck Schulden , ſoweit im Art . 1409 von
fahrenden Schulden die Rede iſt , in dem weitern Sinn von Verbindlich⸗
keiten auffaſſen .

Die weitere Eintheilung , welche die Schulden im eigentlichen Sinne
berührt , beruht darauf , daß gewiſſe Schulden als der Geſammtheit der
unbeweglichen Güter anhängend betrachtet werden , und zwar deßhalb ,
weil ſie durch die Art ihrer Entſtehung oder Uebertragung mit dem Beſtande
des liegenſchaftlichen Vermögens eines Ehegatten in ſpezieller Verbindung
ſtehen . ( Liegende Schulden . )

Die nähere Darſtellung des Schuldenverhältniſſes geſchieht in nach —
ſtehenden Abtheilungen , wobei aber ſtets das Verhältniß zwiſchen den Ehe⸗
gatten und das gegenüber von den Ereditoren , wohl zu unterſcheiden iſt .

A . Von den Schulden , die bei Eingehung der Ehe vorhanden ſind .
1 . In Bezug auf das Verhältniß zwiſchen den Ehegatten .

Alle vor der Ehe entſtandenen Schulden gelten zwiſchen den Ehe⸗
gatten als gemeinſchaftliche , der Geſammtheit der beweglichen Habe fol —
gende Schulden . Soweit jedoch die Bezahlung einer ſolchen Schuld aus
der gemeinſchaftlichen Caſſe eine Bereicherung des einen Ehegatten auf Koſten
der Gemeinſchaft zur Folge haben würde , muß der betreffende Ehegatte für
die Uebernahme dieſer Schuld auf die Gemeinſchaft Vergütung leiſten . 1409 .
1437 ( wo jedoch der Urtext ſo lautet : „ toutes les fois , qu ' il est pris
sur la comunauté une somme . “ )

Eine Bereicherung aber liegt in der Bezahlung einer ſolchen Schuld , die

durch den Erwerb , durch die Erhaltung oder durch die Werthserhöhung
einer Liegenſchaft des einen oder andern Ehegatten entſtanden iſt . Da

uämlich der Ehegatte Eigenthümer der eingebrachten Liegenſchaften bleibt
und ſie bei Auflöſung der Ehe wieder an ſich zieht, ſo hat die Gemeinſchaft
gegen die Uebernahme oder Bezahlung dieſer Schuld kein Aequivalent er⸗
halten , ſondern der Eigenthümer der Liegenſchaft würde den Vortheil allein

haben . Es iſt daher ganz konſequent , wenn die Geſetze verfügen , daß für
das Einbringen ( pris sur la comunaute ) einer ſolchen Schuld Verguͤtung
geleiſtet werden muß .

Beiſpiele derartiger Schulden giebt der Satz 1437 und 2103 an .

E . s kommt alſo alles auf den Entſtehungsgrund der Forderung
an , und derjenige Ehegatte , welcher die Vergütungspflicht als Ausnahme
von der Regel behauptet , muß dieſe aus dem Entſtehungsgrunde der For⸗
derung nachweiſen . Sehr häufig iſt die Meinung , daß auch diejenigen
Schulden eigene ſeyen , für welche eine Liegenſchaft verpfändet iſt .

Dieſe Behauptung iſt theils wahr , theils iſt ſie unwahr . Sie iſt
I ) unwahr , ſoweit die Forderung , für welche das Pfandrecht beſteht ,

zaugleich eine perſönliche Schuld des, die Liegenſchaft einbringenden
*

—
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Ehegatten iſt , und zwar eine ſolche perſönliche Schuld , die mit der

Erwerbung , Erhaltung oder Werthserhöhung der Liegenſchaft in keiner

Verbindung ſteht , denn es fällt jede perſönliche Schuld , gleichviel ob

ſie mit einem Pfandrecht verſehen iſt oder nicht , ohne Vergütungs⸗
vorbehalt in die Gemeinſchaft , wenn nicht der eben erwähnte aus⸗

nahmsweiſe Entſtehungsgrund vorliegt .
2) Wahr iſt jene Behauptung , wenn die Schuld nicht zugleich eine

perſönliche Schuld des Ehegatten iſt , auf deſſen Grundſtück das

Pfandrecht haftet , denn hier iſt lediglich von einer dinglichen Laſt
die Rede , welche nicht mit einer perſönlichen Klage , ſondern nur

mit der actio hypothecaria gegen den einbringenden Ehegatten als

Beſitzer des Grundſtückes geltend gemacht werden kann , und hier
muß dasjenige ſeine Anwendung finden , was von dinglichen Laſten
eines Grundſtücks im Allgemeinen gilt , d. h. das accessorium bleibt
mit dem principale von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen .
Der Art . 1410 iſt endlich noch eine Vorſichtsmaßregel , damit die

Frau nicht während der Ehe Schulden kontrahiren und ſie vordatiren kann ,
wodurch der Mann ſowie das Geſetz hintergangen würde .

Nach franzoͤſiſchem Rechte gilt die Zahlung einer ſolchen Schuld von
Seiten des Ehemanns als ein Bekenntniß , daß die Schuld wirklich vor
der Ehe entſtanden ſey . Brauer hat aber dem Abſatze 3 die Worte ange⸗
fügt : „unbeſchadet der Aufrechnung auf der Frauen Gemeinſchaftsantheil, “
was dem franzöſiſchen Rechte ganz zuwider iſt . Es gilt daher nach badiſch .
Rechte die Zahlung nicht als ein Bekenntniß , ſondern nur als ein Vor⸗

ſchuß , den ſich die Frau an ihrem Gemeinſchaftsantheil ſeiner Zeit auf⸗
rechnen laſſen muß , als ob ſie dieſen Betrag zum Voraus empfangen hätte .

ſchünt
ſie ſich aber der Gemeinſchaft entſchlägt , ſo iſt ſie keine Vergütung

ſchuldig .

Dieſe Art von Vergütungspflicht der Frau , welche gleichſam nur auf
ihrem Gemeinſchaftsantheil , nicht aber auf ihrem eigenen Vermögen haftet ,
iſt in der That eine ganz ſeltſame , aller Conſequenz entbehrende Beſtimmung .

2. Verhältniß der Gläubiger bei dieſen Schulden .
Die Gläubiger , welche ſchon bei Eingehung der Ehe Gläubiger des

einen oder andern Ehegatten ſind , können ohne Rückſicht auf den Entſtehungs⸗
grund der Forderung

1) wenn ſie Gläubiger des Mannes ſind , dieſen zur Bezahlung
anhalten und im Executionswege ſein eigenes Vermögen , ſowie
das der Gemeinſchaft zu ihrer Befriedigung angreifen , nur nicht das

Grundeigenthum der Frau , denn dieſes bleibt der Frau vorbehalten .
Anlangend 4

2) die Gläubiger der Frau , ſo gilt in Beziehung auf den Mann
der Grundſatz , wer eine Frau heirathet , der heirathet auch ihre
Schulden , d. h. der Mann verpflichtet ſich durch Eingehung der

Gütergemeinſchaft , alle Schulden der Frau zu bezahlen , ſie mögen
was immer für einen Entſtehungsgrund haben . Die Gläubiger können
nicht allein auf das Gemeingut und auf das Vermögen der Frau ,
ſondern überdieß auf das eigene Vermögen des Mannes greifen ,
jedoch können ſie nur durante cumunione das Ganze von dem Manne

fordern , 1485 , weil durch die Auflöſung der Gemeinſchaft der Grund
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der Verpflichtung des Mannes , nämlich der Beſitz des ganzen ehe—
weiblichen Vermögens wieder aufhört .
Aber auch das Grundeigenthum der Frau bleibt ihnen verhaftet ,

wie es ihnen ſchon vor der Ehe verhaftet war , denn die Frau kann dem

Creditor gegenüber die Schuld nicht abſchütteln .
Dabei verſteht es ſich von ſelbſt , daß jeder Ehegatte Vergütung thun

muß , wenn die Schuld nach dem Entſtehungsgrund eine ſolche iſt , die

Liegenſchaften deſſelben angeht .
B . Von den Schulden , die während der Ehe entſtehen .

1. Aus Verträgen .
Sind dieſe überhaupt gültig , ſo kommt

a . zwiſchen den Eheleuten alles darauf an , ob die Schuld zum

Vortheil der Gemeinſchaft oder zum Vortheil des eigenen Vermögens
eines Ehegatten kontrahirt und verwendet worden iſt . Sie erſcheint
hiernach entweder als eine gemeinſchaftliche , oder als eine eigene .
Im Zweifel ſtreitet die Vermuthung für das erſtere , und derjenige

Ehegatte iſt beweispflichtig , welcher das Gegentheil behauptet .

b. Gegenüber von dem Gläubiger entſcheiden diejenigen Grund⸗

ſätze , welche ſchon in der Einleitung als maßgebend für das Ver⸗

hältniß dritter Perſonen aufgeſtellt worden ſind , und im Weſentlichen
den allgemeinen Grundſätzen über Verträge , verbunden mit dem

beſondern Verhältniß der Ehelente , entſprechen .

2 . Ex lege .
Dieſe laſſen ſich entweder auf den Grundſatz zurückführen , „ nemo

damno alterius locupletior fieri debet, “ oder es ſind Klagen ex delicto .

Im erſteren Falle haftet derjenige Ehegatte , deſſen Vermögen bereichert wurde ,

und im Falle es die Gemeinſchaft iſt , der Mann als der Herr derſelben .

Klagen ex delieto ſind nach Art . 1424 zu behandeln .
Es ſpricht zwar dieſer Artikel nur von Geldſtrafen und Brauer III .

S . 348 behauptet , daß er auf Schadenerſatz keine Anwendung leide ,

daß alſo z. B . der Frau keine Vergütung gebühre , wenn eine Entſchädigung
für eine unrechte That des Mannes aus der Gemeinſchaft beigetrieben worden

ſey . Derſelben Meinung iſt auch Zachariä II . S . 192 Not . 12 , allein
die eben daſelbſt von ihm angeführten Schriftſteller ſind anderer Meinung

und dieſe andere Meinung iſt woͤhl die gerechtere , denn wenn das Geſetz
dem Manne , obwohl er Herr der Gemeinſchaft iſt , ſelbſt Schenkungen auf

Rechnung der Gemeinſchaft im Allgemeinen verbietet , kann es ihm noch

weniger erlauben , auf fremde Rechnung Delikte zu begehen .

L . Schulden , die mit Erbſchaften oder Schenkungen anfallen .

a. Verhältniß unter den Eheleuten .
Un Hier entſcheidet im Allgemeinen der Grundſatz , daß die Schulden
ebenſo behandelt werden , wie das anfallende Vermögen .

Iſt dieſes fahrend , ſo fallen auch alle Schuldenauf die Gemeinſchaft
und im entgegengeſetzten Falle auf den erbenden Ehegatten . Iſt das

Vermögen gemiſcht , ſo fallen ſie pro rata des Werths der Fahrniß der

Gemeinſchaft und pro rata des Werths der Liegenſchaften dem erbenden

Ehegatten zur Laſt . 1414 . Sie werden alſo wie der Preis einer Erwerbung

behandelt . Damit aber in letzterem Falle keine Unſicherheit über die Größe
des Schuldentheils der Gemeinſchaft entſtehe , iſt der Mann verpflichtet , ein

—

—
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Verzeichniß über die einzelnen Gegenſtände der Verlaſſenſchaft errichten zu

laſſen , gleichviel ob ihm oder der Frau die Erbſchaft anfiel . Unterläßt er

dieſes , ſo kann er keine Vergütung an die Gemeinſchaft oder an das Ver⸗

mögen der Frau anſprechen , wenn ihm ſeine Angabe und Berechnung be —

ſtritten wird , wohl aber wird die Frau nach aufgelöster Gütergemeinſchaft
zu allen Beweismitteln zugelaſſen , die im Art . 1415 genannt ſind , um

darzuthun , daß aus der Gemeinſchaft mehr Erbſchaftsſchulden des Mannes

bezahlt wurden , als dieſer zur Laſt fallen , oder welcher Antheil von ihren
Erbſchaftsſchulden aus der Gemeinſchaft zu bezahlen ſey .

Die Frau bedarf übrigens zum Antritt einer Erbſchaft der Einwilli⸗

gung des Mannes und wenn dieſe verweigert wird , dagegen das Gericht
die Autoriſation ertheilt , ſo kann die Frau die Bezahlung der Erbſchafts⸗
ſchulden in keinem Falle weiter aus der Gemeinſchaft fordern , als dieſe an

Fahrniſſen wirklich empfangen , alſo Gewinn gezogen hat .
Die Verweigerung des Mannes hat nämlich nicht die Wirkung , daß

die Gemeinſchaft ſchlechthin nichts vom Vermögen der Erbſchaft bekommt ,
ſondern ſie hat demungeachtet ein Recht auf die fahrende Habe , allein die

Gemeinſchaft haftet nur bis zum Betrage der empfangenen Fahrniſſe , ſofern
ein Verzeichniß errichtet worden iſt , welches die Größe des Empfanges darthut .

b. Verhältniß zu den Erbſchaftsgläubigern .
Die Annahme der Erbſchaft iſt gegenüber von den Gläubigern der

Erbſchaft ein Halbvertrag , kraft deſſen der Erbe verſpricht , dieſelben zu

befriedigen , jedoch geht die Haftbarkeit des Erben , wenn sub beneficio
inventarii angetreten wurde , nicht über den Betrag der Erbſchaftsmaſſe
hinaus 11004 802 .

Iſt nun mit dieſem beneficium angetreten , ſo können die Gläubiger
niemals in den Fall kommen, etwas anderes anzugreifen , als die Erbſchafts⸗

maſſe , und es iſt ihnen gegenüber nicht zu unterſuchen , wohin die Schulden fallen .

Iſt aber nicht zub beneſicio inventarii angetreten und zwar :

1) eine Erbſchaft , die dem Manne angefallen iſt , ſo iſt es gerade ſo ,
als ob der Mann ſich ſonſt durch einen Vertrag verpflichtet hätte .
Sein Vermögen , ſowie das der Gemeinſchaft haftet den Gläubigern ,
gleichviel aus was die Erbſchaftsmaſſe beſtand . Die etwaigen Ver⸗

gütungen unter den Eheleuten berühren die Gläubiger nicht. Da⸗

gegen können dieſe das eigene Vermögen der Frau nicht angreifen .
Art . 1412 Abſ . 1 und 2.

2) Bei Erbſchaften der Frau ſind folgende Unterſcheidungen zu machen .
a. Sie tritt mit Ermächtigung des Mannes an . 10

Beſteht lt
d. die Erbſchaft aus Mobilien , ſo können die Gläubiger zu ihrer

Befriedigung wie bei einer Forderung , für die ſich die Frau mit

ihrem Manne verpflichtet hat , aus dem ganzen Vermögen beider
Eheleute ſuchen.
Beſteht ſie

6. nur aus Immobilien , ſo iſt das eigene Vermögen der Frau ohne
Rückſicht auf die Nutznießung des Mannes verhaftet . Art . 1413 .

Beſteht ſie
7. aus Mobilien und Immobilien , ſo ſtehen die Glaubiger im näm⸗

lichen Rechte wie sub g . Art . 1416 , ( der Vergütung unter den
Ehegatten unbeſchadet . )

—
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Hat
bp ) der Mann die Autoriſation verweigert und das Gericht ſie

gegeben , ſo haben die Gläubiger ſtets nur ein Recht auf das

Grundeigenthum der Frau nicht aber auf die Gemeinſchaft oder

des Mannes Vermögen , 1417 , es ſey denn , daß der Mann es

unterließ , durch Errichtung eines Erbverzeichniſſes die Vermiſchung
des Vermögens der Erbſchaft mit dem der Gemeinſchaft zu ver —

hüten . Art . 1416 . Abſtz. 2 .

Iſt endlich
e) die obrigkeitliche Ermächtignng wegen Verhinderung des Man⸗

nes , alſo nicht gegen , ſondern für den Mann erfolgt , ſo ſind
auch hier die Wirkungen dieſelben , wie wenn der Mann autori⸗

ſirt hätte . Grollmann II . S . 526 ff .

Ater Abſchnitt .

Verwaltung der Gütergemeinſchaft und des eigenen Ver⸗
mögens der Eheleute .

I . Verfügungen über die ommunio .

Dieſe ſtehen dem Manne allein und zwar unbeſchränkt zu . Nur in

Anſehung der Schenkungen enthält der Art . 1422 die Beſchränkung , daß der

Mann allein

1) nur Fahrniſſe ,
2) titulo singulari
3) ohne Vorbehalt der Nutzung

ſchenken darf . Brauer III . p . 342 erklärt auch noch Schenkungen an ſolche
Perſonen für verboten , die im Sinne der Art . 911 und 1099 für unter⸗

geſchobene Perſonen gelten , weil durch Erbſchaft der Mann in dem alleinigen
Beſitz derſelben kommen kann , z. B . wenn er an ſeine Eltern ſchenkt . Eine

dem Art . 1422 zuwiderlaufende Schenkung kann von der Frau als nichtig
angefochten werden , wenn ſie ſich der Gemeinſchaft theilhaftig macht, aber

der Mann ſelbſt iſt nicht dazu legitimirt , weil das Verbot nur im Intereſſe
der Frau beſteht . Gegen dritte Beſitzer findet nach Art . 2279 keine Klage

ſtatt , wenn Mobilien unſtatthafter Weiſe verſchenkt wurden . Von der Aus⸗

ſtattung der Kinder , welche eine Ausnahmebildet , nachher .
Ueber Schenkungen auf den Todesfall vergl . Art . 1423 .

II . Verwaltung des eigenen Vermögens der Frau .

Dieſes beſteht bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft nur aus Imo⸗

bilien , bei den bedungenen Gemeinſchaftsarten aber , oder : wenn Schenkungen
an die Frau mit der Bedingung gemacht werden , daß ſie nicht in die Ge⸗

meimſchaft fallen , können auch Fahrniſſe der Frau den Liegenſchaften gleich
geſtellt ſeyn .

Da der Mann als Verwalter der Gemeinſchaft die Nutznießung an

dem Vermögen der Frau hat , ſo ſteht ihm auch die Verwaltung und die

Verantwortlichkeit wegen Nachläſſigkeit in derſelben zu . Er hat die diligentia
eines guten Hausvaters zu präſtiren , 1428 jeto Art .

601 .

Er iſt zu allen Beſitz⸗ und zu ſolchen petitoriſchen Klagen activ et

passiv legitimirt , welche fahrende Habe der Frau betreffen , ſowie überhaupt

zu all denjenigen Klagen , welche einem Nutznießer durch dieGeſetze einge⸗
räumt ſind . In wie weit dem Manne in Anſehung der Imobilien die peti⸗
toriſchen Klagen des Eigenthümers zukommen, darüber iſt man nicht ganz einig .
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Ueber Theilungsklagen entſcheidet der Art . 818 und , daraus , ſowie
aus dem Schweigen des Art . 1428 iſt nach der Regel „ unius positio est

alterius exelusio “ zu ſchließen , daß er bei petitoriſchen Eigenthums⸗Prozeſſen
nicht allein handeln kann . Er iſt aber verbunden , nach Art . 614 die Frau

zur gerichtlichen Verfolgung ihrer Anſprüche zu veranlaſſen resp . ihr dte

Ermächtigung dazu zu geben , wenn petitoriſche Klagen zu erheben oder zu
beantworten ſind, widrigens er für den Schaden verantwortlich iſt .

Nach Art . 1428 à. iſt die Frau in Prozeſſen , die ihr Mann in ihrem
Namen ohne beſondere Vollmacht führen darf , zur Neben - Intervention

berechtiget .
Ueber Verpachtungen vergl . Art . 1429 und 1429 a.

III . Veräußerungen des eigenen Vermögens der Ehegatten .
A. Des Mannes .

Der Mann kann ſeine Liegenſchaften nach Belieben veräußern .
Wird nun

1) eine Liegenſchaft des Mannes von ihm vertauſcht , ſo tritt das ein⸗

getauſchte Grundſtück an die Stelle des vertauſchten , vorbehaltlich
des Erſatzes fuͤr das aus der Gemeinſchaft genommene Aufgeld ,
Art . 1407 , wo ein ſolches bezahlt wurde .

Wird
2) ein Grundſtück des Mannes verkauft , ſo ſind folgende Fälle möglich :

a) der Kaufpreis wird baar bezahlt und kein anderes Grundſtück da⸗

für angeſchafft .
Hier hat der Mann Vergütung an die Gemeinſchaft anzuſprechen ,

ſofern er beweiſen kann , daß die Gemeinſchaft den Preis wirklich erhalten
hat , wenn die Zahlung widerſprochen wird . So lange aber

b) die Forderung des Kaufpreiſes ausſteht , bildet ſie kein Activum

der Gemeinſchaft , ſondern dieſe hat nur die Zinſe davon auzu⸗

ſprechen.
Wird aus dem Erlöſe

e) ein anderes Grundſtück erworben , und hat der Mann bei der

neuen Erwerbung ( in continenti ) ausdrücklich erklärt , daß dieſe
an die Stelle des veräußerten Grundſtückes treten ſoll , ſo erſetzt
das neu erworbene Grundſtück die Stelle des Veräußerten .

Sofern die neu erworbene Liegenſchaft mehr gekoſtet hat , als aus

der verkauften erlöst wurde , kann die Gemeinſchaft entweder das Miteigen⸗
thum nach Verhältniß des Mehrbetrages oder die Vergütung fordern . Pothier
Vol . 11 . Nro . 198 . Andere wenden den Art . 866 analog an .

Verhält es ſich umgekehrt , ſo findet eine Vergütungsforderung an die

Gemeinſchaft ſtatt , wenn ſie den Mehrerlös bezogen hat .
42

Daſſelbe gilt nun von allen liegenſchaftlichen Rechten , die in Geld

oder Geldswerth umgewandelt worden ſind . 1433 a.

B . Veräußerungen der Immobilien der Frau . Dieſe ſind ungültig,
wenn die Frau nicht einwilliget , 1428. Abſtz . 3, ſie mögen in Form
eines Tauſches , Verkaufes , oder wie immer ſtatt finden . “

Die Frau kann daher das Grundſtück vindiziren , ſo lange ſie die

Veräußerung nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmiget hat, z. B . da⸗

durch , daß ſie Vergütung aus der Gemeinſchaft oder von dem Manne an⸗

ſpricht . 3
9

8 Es iſt jedoch beſtritten , ob dieſe Vindikation durante matrimonio

ſtatt finden könne oder ob die Frau die Auflöſung der Gemeinſchaft abwar⸗

2
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ten müſſe . Die Anſicht , daß die Frau erſt nach Aufhebung der Gemeinſchaft
die Vindikationsklage erheben kann , verdient offenbar den Vorzug , weil

1) der Dritte jedenfalls einwenden kann , daß der Mann wenigſtens
zur Ueberlaſſung des Beſitzes und Genuſſes an andere Perſonen
durante comunione berechtiget geweſen ſey und daher eine Klage
auf Abtretung des Beſitzes nicht ſtatt finden könne ; eine Klage
auf bloße Anerkennung des Eigenthums oder Ungültigkeit des Ver⸗

trages aber um ſo weniger am Platze iſt , als die Frau nicht ein —

mal eine Verjährung zu beſorgen hat , Art . 2256 , weil

2) der Art . 1560 ſelbſt bei der bewiedmeten Ehe die Vindikation

während der Ehe unterſagt und hier noch mehr Gründe vorlägen ,
dieſelbe zu geſtatten , indem beide Ehegatten zuſammen das Dotal —

gut nicht gültig veräußern können , weil endlich
3 ) die Frau wegen etwaiger Gefahr , daß das Grundſtück deteriorirt

wird , und daß ſie keinen Erſatz erlange , durch andere Rechtsmittel

177
( Art . 1443 und 1180 ) ſowie des Prozeßrechts ge⸗

hützt iſt .

Die in den Annalen von 1843 Nro . 25 aus dem Art . 2256 und

aus den Motiven zu dieſem Satze ( welche im Ganzen nichts anderes als

eine Umſchreibung deſſelben ſind ) für die entgegengeſetzte Meinung abge —
leiteten Argumente ſind offenbar geſucht und unſtichhaltig gegen die allge —
meinen Rechtsgrundſätze , und gegen die beſonderen Beſtimmungen in Art .

1560 . Iſt eine Veräußerung mit Einwilligung der Frau geſchehen , ſo hat
die Gemeinſchaft an dem eingehenden baaren Gelde den quasi usus fructus

G687) . Der ausſtehende Kaufpreis aber iſt ebenfalls kein Gemeingut .
Auch braucht die Frau bei Vergütungs - Anſprüchen nicht zu beweiſen ,

daß die Gemeinſchaft den Preis bezogen hat , ſondern der Mann hat als

Verwalter ihres Vermögens ſich über deſſen Beſtand auszuweiſen , mithin
auch darzuthun , wohin die Gelder gekommen ſind .

Anlangend die Wiederanſchaffung eines andern Grundſtücks , ſo muß
die Frau nach Art . 1435 ausdrücklich erklären , daß ſie das neu acquirirte
Grundſtück als Erſatz annehme , ſonſt kann ihr daſſelbe nicht als Surrogat
aufgedrungen werden .

Hat der Mann Gewähr geleiſtet , daß die Liegenſchaft Eigenthum der

Frau ſey , und er wird deßhalb in Anſpruch genommen , ſo hat er den Rück⸗

griff auf die Frau , Art . 1432 ( wo übrigens in der zweiten Zeile „ Verkauf “
ſtatt „ Kauf “ zu leſen iſt ). In der bloßen Autoriſation liegt aber noch kein

ſolches Verſprechen .
Ueber den Unterſchied der Vergütungsforderungen des Mannes und

der Frau vergleiche Art . 1436 . 1470 . 1471 . 2134 und unten .

IV . Ausſtattung der Kinder .

Dieſes iſt ein äußerſt wichtiger Punkt , der vom Geſetze an zwei ver⸗

ſchiedenen Orten berührt wird , nämlich
1 ) in den Art . 1438 — 1440 , wo vorausgeſetzt wird , daß die doti⸗

renden Eltern in Gütergemeinſchaft leben ;
2) in den Art . 1544 — 1548 , wo eine bewidmete Ehe derſelben

vorausgeſetzt wird . 1
Das inden letztern Artikeln Geſagte iſt aber theilweiſe auch auf

den erſtern Fall anwendbar .

Die hier enthaltenen Beſtimmungen ſind nicht nur wichtig in Be⸗

ziehung auf das Verhältniß der dotirenden Ehegatten und auf ihre Concurrenz
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zu der Ausſteuer , ſondern namentlich auch in Beziehung auf die Frage , in

weſſen Erbmaſſedie Kinder ihre Ausſtattung einzuwerfen haben , da dieſelbe
der Collation unterworfen iſt . Art . 851 .

Man muß hier von folgenden Grundſätzen ausgehen :
1) Ein jus quasitum der Kinder auf Ausſtattung giebt es nicht . Art . 204 .

Es liegt alſo im Belieben eines jeden Ehegatten , ob er eine Aus⸗

ſteuer ſeinem Kinde geben will .

Das franzöſiſche Recht betrachtet es nämlich für unſchicklich , daß die

Kinder befugt ſeyn ſollen , ihre Eltern wegen einer Ausſtattung vor den

Gerichten herumzuziehen . 8

2) Nichts deſto weniger bleibt eine natürliche Verbindlichkeit für beide

Eltern vorhanden , aber dieſe Verbindlichkeit iſt , obgleich für beide

Eheleute gleichmäßig vorhanden , doch keine der Gemeinſchaft ob⸗

liegende natürliche Verbindlichkeit , wie es z. B . die rechtliche
Verbindlichkeit iſt, die Kinder zu erziehen .

3) Jeder Ehegatte kann , ohne daß eine Nöthigung durch den anderen

ſtatt finden darf , geben , ſo viel er will . Haben beide die Ausſtat⸗

tung verſprochen , ſo wird im Zweifel angenommen , daß jeder die

Hälfte geben wollte . 5

4) Auch hier äußert ſich indeſſen die Herrſchaft des Mannes über das

Gemeingut in der Weiſe , daß er ohne Einwilligung der Frau das

Gemeinſchaftsvermögen zu einer Ausſtattung verwenden darf und

die Frau muß ſich dieſe Verwendung gefallen laſſen , wenn ſie an

der Gemeinſchaft Theil nimmt .

5) Wenn der Mann in Folge deſſen allein eine Ausſteuer giebt , und

das Gemeinſchaftsvermögen dazu verwendet , ſo wird er angeſehen ,
als habe er die Ausſteuer in ſeiner Eigenſchaft als Herr der Ge⸗

meinſchaft gegeben .
Von dieſem Prinzipin gieng ſchon Pothier Vol . 12 . Nro . 641 ff.

aus und ſie ſind im C. e. angenommen worden .

Es ſind nun aber dieſe Grundſätze in Folgendem näher zur Anwen⸗

dung zu bringen .
A . Es ſind in der Urkunde , welche die Zuſage enthält ,

beide Ehegatten als Schenkgeber aufgetreten , um ihr
gemeinſchaftliches Kind auszuſtatten . Art . 1438 .

Hier könnte man verſucht ſeyn , anzunehmen , daß dadurch eine Ge⸗

meinſchaftsſchuld entſtehe , und daß ſich alſo die Frau durch Verzicht
auf die Gemeinſchaft ihres Antheils entſchlagen könne . Dieſes iſt aber nach

dem Urtexte durchaus nicht der Fall , ſondern es wird jeder Ehegatte ſo an⸗

geſehen , als habe er den von ihm zugeſagten Antheil aus ſeinem eigenen
Vermögen verſprochen , mithin eine eigene Schuld übernommen und es kann

ſich daher
1) die Frau ihres Antheils nicht durch Verzicht auf die Gütergemein⸗

ſchaft entledigen , wie bei anderen Gemeinſchaftsſchulden .
2) Jeder Ehegatte bleibt vergütungspflichtig , wenn ſein Antheil aus

der Gemeinſchafts - Kaſſe oder aus der Kaſſe des andern Ehegatten
bezahlt wurde .

Iſt der Antheil eines jeden nicht ausgedrückt , ſo wird nach dem Ur⸗

text angenommen , es habe jeder Ehegatte die Hälfte auf ſich genommen .

Brauer war nun aber der irrigen Meinung , daß die gemeinſchaftliche
Ausſtattung die Schuld zu einer Gemeinſchaftsſchuld mache , und überſetzte

5
2 *
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daher die Worte „ par moitié „ ſo : “ wird als gleichtheilig mit dem Gemein⸗

ſchafts -Antheil gegeben angeſehen, “ und zwar deßhalb , damit auch für jene

N 10408 ſey , wo die Halbtheiligkeit durch Ehevertrag aufgehoben werde .

Art . 1520 .

Bei dieſer verkehrten Ueberſetzung müſſen wir nun zwar annehmen ,
daß nicht die Hälfte , ſondern der Gemeinſchaftsantheil im Zweifel maßgebend
ſey , wenn es ſich darum handelt , auszumitteln , wie weil jeder Ehegatte
eigentlich geben wollte , da er es nicht ausdrücklich geſagt hat .

Allein für eine Gemeinſchaftsſchuld können wir das Verſprechen den⸗

noch nicht betrachten , weil der Abſtz . 2 des Art . 1438 ſonſt nicht neben dem

Abſtz . 1 beſtehen könnte . Es könnte insbeſondere der Mann niemals eine

Vergütung aus dem eigenen Vermögen der Frau , ſondern nur aus dem Ge⸗

meinſchaftsvermögen anſprechen , vergl . Art . 1472 , und doch ſagt der Abſtz. 2

R
das Gegentheil , indem er nicht zwiſchen Mann und Frau unter⸗

eidet. 5

B . Der Mann verſpricht die Ausſteuer allein , oder ( was
gleichviel iſt ) er thut es zwar in Gegenwart der Frau , aber ohne
daß dieſe ſich ſelbſt als mitſchenkend darſtellt , indem ſie ſich
paſſiv verhält .

Hat nun

1) der Mann ausdrücklich erklärt , daß er für die Gemeinſchaft das

Verſprechen gebe , ſo iſt die Schuld als Gemeinſchaftsſchuld
zu behandeln und es iſt ihm hier durch Art . 1439 das Recht, aus

der Gemeinſchaft zu ſchenken, unbedingt eingeräumt . Hat
2) der Mann nicht erklärt , ob er für ſich oder für die Gemeinſchaft

handle , ſo wird er ebenfalls ſo angeſehen , als habe er für die Ge⸗

meinſchaft gehandelt , wenn er nicht einzelne Stücke verſprochen

hat , die zu ſeinem Vermögen gehören , z. B . einzelne Liegenſchaf —
ten , denn hieraus würde im Zweifel die Abſicht hervorgehen , daß

er nur ſein eigenes Vermögen verpflichten wollte .

C. Die Frau allein kann nur mit Ermächtigung des Mannes oder

der Obrigkeit eine Ausſteuer verſprechen .
Stets wird aber das Verſprechen der Frau als eine ihr allein oblie⸗

gende Schuld betrachtet , und der Mann wird daher durch ſeine Ermäch⸗
tigung ebenſo wenig mitverpflichtet , als durch die Ermächtigung des Gerichts .

Hätte jedoch die Frau
1) ein der Gemeinſchaft gehöriges ſpezielles Stück mit Erlaubniß des

Mannes verſprochen , ſo wäre dieſe Erlaubniß nur ein Auftrag des

Mannes , für ihn die Gemeinſchaft zu verpflichten . Iſt

2 der Mann an der Autoriſation verhindert , ſo kann das Gericht
die Frau ermächtigen , auf Rechnung der Gemeinſchaft ein

Kind auszuſteuern . Art . 1427 .

Sehr häufig kommt es nun aber vor , daß Eltern ein Kind ausſteuern ,
welches ſchon eigenes anerfallenes Vermögen hat , und es entſteht hier die

Frage , haben die Eltern dem Kinde nur ſein Vermögen ausliefern , oder ha⸗
ben ſie ein Heirathsgut ſchenken wollen .

Iſt das Verſprechen in specie beſtimmt , ſo kann dieſer Zweifel

nicht wohl entſtehen , weil man hier aus dem Eigenthumsrecht an der Sache
erſieht , ob die Eltern nur das ausliefern wollten , was dem Kinde ſchon ge⸗

hört , oder ob ſie ſchenken wollten .

HBeſteht aber die Ausſteuer in Geld oder überhaupt in genere , ſo

— 9
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gilt der Grundſatz , daß man die Zuſage als Schenkung und nicht als

Auslieferungs - Verſprechen zu betrachten hat , wenn die Eltern letzteres nicht

ausdrücklich erklären , arg . Art . 1546 ( welcher in der Ueberſetzung unrichtig
mit dem Worte „auch “ anfängt ! ) .

Hatten aber die Eltern erklärt , daß ſie aus dem anerfallenen Ver⸗
mogen und aus ihrem eigenen die Ausſteuer verſprechen , ſo wird dieß arg .

Art . 1545 ſo angeſehen , als hätten die Eltern dasjenige , was ſie mehr als

das Vermögen des Kindes beträgt , verſprochen haben , aus eigenem Vermögen

zuzulegen verſprochen .
Ohne dieſe Erklärung aber kann das ausgeſtattete Kind neben dem

Heirathsgut auch ſein eigenes Vermögen fordern .
V . Vergütungsforderungen , die aus der Verwaltung entſpringen .

Hier entſcheidet im Allgemeinen der Grundſatz , daß keine der 3 Kaſ⸗

ſen auf Koſten der andern bereichert werden ſoll . So oft alſo eine versio

in rem von der einen Kaſſe in die andere ſtatt gefunden hat , iſt die Erſatz⸗

pflicht der letzteren begründet . ( Vergleiche die früher über dieſen Punkt an⸗

gegebenen Regeln . )
Für die Frau gilt aber noch insbeſondere der Grundſatz , daß der

Mann Nutznießer und Verwalter ihres Vermögens geweſen iſt , und daher
den Grundſtock des Vermögens , an dem die Nutznießung beſtand , nach auf⸗

gelöster communio , in natura zurückgeben oder den Werth erſetzen muß .

Er haftet für die Verantwortlichkeiten eines guten Hausvaters , der Rechnung
über den Grundſtock tragen muß , nicht nur qua Inhaber der communio ,

ſondern mit ſeinem eigenen Vermögen , daher das Vorrecht der Frau ihre

Befriedigung nicht nur vor dem Manne aus der Gemeinſchaft , ſondern auch

aus dem eigenen des Mannes zu verlangen . Art . 1471 . 1472 . 1437 .
Dieſe wechſelſeitigen Vergütungsforderungen und Ausgleichungen fin⸗

den erſt bei der Auflöfung der Gütergemeinſchaft ſtatt , und nur in ein⸗

zelnen Fällen kann der Mann während der Dauer der Gemeinſchaft Ver⸗

gütungen anſprechen , vergl . Art . 1513 . Abſtz . 2 , die Frau aber nicht , weil

gar Vieles davon abhägt , ob ſie ſeiner Zeit die Gemeinſchaft annimmt oder

ſich derſelben entſchlägt .

3ter Abſchnitt .

Von der Auflöſung der Gütergemeinſchaft .

Dieſe tritt in den Artikel 1441 angegebenen Fällen und zwar in den

Fällen 1 —4 ipso jure , in dem öten Falle aber nur in Folge eines richter⸗
lichen Erkenntniſſes ein, welches ausdrücklich die Vermögensabſonderung aus⸗

ſpricht , und dieſe bedarf vorzugsweiſe einer näheren Erläuterung .

Von der Vermögensabſonderung .

Der Zuſtand der Vermögens - Abſonderung unter den Eheleuten iſt

dasjenige Güterrechtsverhältniß , kraft deſſen die Frau im Beſitze und in der

Verwaltung ihrer Güter bleibt , und nur jährliche Beiträge zu den Ehelaſten
liefert . 1453 ff.

Dieſes Verhältniß kann durch einen Vertrag nur dann herbeigeführt
werden , wenn es vor der Ehe verabredet wurde .

Während der Ehe findet eine ſolche Uebereinkunft nicht ſtatt . 1395 .

1443 . Abſtz . 2. 5

Abgeſehen davon , daß überhaupt keine Veränderungen des Eheverhält⸗
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niſſes durch Vertrag während der Ehe vorgenommen werden können , wäre
insbeſondere die separation des biens ein geeignetes Mittel , die Gläubiger
zu täuſchen .

Auf der andern Seite könnte aber auch der Mann ſeine Rechte
über das von der Fran herrührende Vermögen mißbrauchen und die Frau
in die Gefahr bringen , alles zu verlieren , was ſie in die Ehe gebracht hat,
oder was , bei fortbeſtehender Gemeinſchaft noch ferner in den Beſitz
des Mannes gelangen könnte .

Es iſt deshalb der Frau das Recht eingeräumt worden , gerichtlich
auf Vermögensabſonderung anzutragen . 5

Das jus separationis iſt nicht blos bei jeder Art der Gemeinſchaft ,
ſondern auch bei der Nichtgemeinſchaft zuläſſig , ſofern der Mann dingliche
Rechte an das eheweibliche Vermögen erlangt , mithin die Nichtgemeinſchaft
nicht ſchon an ſich in einer separation beſteht . 1562 . 1535 b.

J . Von den Gründen , welche ein Abſonderungsbegehren rechtfertigen . 1443 .
Das Geſetz verlangt , daß entweder

1) das noch vorhandene oder zu erwerbende Vermögen der Frau
in Gefahr ſey , verloren zu gehen , m. a . W. , daß das Fortbeſtehen

855
Güterrechtsverhältniſſes nachtheilig für die Frau zu werden

droht .

Ob eine ſolche Gefahr im einzelnen Falle vorliege , hängt von den
Umſtänden und von dem richterlichen Ermeſſen ab .

2) Wenn die Frau wegen bereits geopfertem eigenen Vermögen Ver⸗

gütungen zu fordern hat , und das Vermögen des Mannes , worauf
ſie ein ſtillſchweigendes Unterpfand hat ( Art . 2135 ) , zur Deckung

dieſer Forderungen nicht hinreicht .
II . Verfahren .

Die Klage iſt im Ganzen wie jede andere zu behandlen , allein es
findet zum Beweiſe kein Geſtändniß und keine Eideszuſchiebung ſtatt , wie in
allen Streitigkeiten über Rechtsverhältniſſe , worüber die Partheien ſich nicht
vergleichen können . Vergl . auch Code de proc . 863 - 875 . ‚

III . Urtheilsvollzug .
Wenn Vermögensabſonderung erkannt wird , ſo muß das Urtheil

1) öffentlich bekannt gemacht werden , damit dritte Perſonen und ins⸗
beſondere die Creditoren zur Wahrung ihrer Rechte ſich darnach be⸗

nehmen können . 1445, . Es muß
2) die Frau den Vollzug ernſtlich und ohne eine ihr zur Laſt fal⸗

lende Verzögerung betreiben , d. h. ſie muß auf die Einweiſung in
den Beſitz desjenigen , was ihr zur Folge der Aufhebung des Guͤter⸗

rechts gebührt , unausgeſetzt dringen .
Die Unterlaſſung des Vollzuges wäre ein Zeichen , daß es der Frau

nicht um Wahrung ihre Rechte gegenüber von dem Manne , ſondern nur
um Benachtheiligung dritter Perſonen zu thun war .

3) Das Urtheil wirkt zurück auf dem Tag der Klage .
Die Eheleute werden alſo von dieſem Momente an ſo betrachtet , als

hätten ſie in Vermögensabſonderung gelebt und der Mann kann die Frau
durch keine Handlungen in der Zwiſchenzeit gefährden .

IV . Rechte der Gläubiger
1) der Frau . Deren Intereſſe kann nur dahin gehen , daß die Frau

in den Beſitz ihres Vermögens gelange und ſomit dieſes ihrem Zu⸗
griff unterworfen werde .
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Obwohl nun die Creditoren im Allgemeimen befugt ſind , die Rechte

der Schuldner zu ihrer Befriedigung geltend zu machen , 1166 , ſo iſt doch

dieſe Klage eine höchſtperſönliche und kann daher nicht ſtatt der Frau von

den Creditoren derſelben erhoben werden . Dagegen ſteht es den Gläubigern

zu , in einer Gant des Mannes die Forderungen der Frau zu liquidiren ,

damit ſie daraus befriediget werden . Dadurch wird aber das Güterrecht pro

futuro nicht aufgehoben .
2) Die Gläubiger des Mannes haben ein entgegengeſetztes Intereſſe ,

nämlich die Separation zu hindern , und ſie ſind deßwegen berech⸗

tiget , im Wege der Neben⸗Intervention während des Prozeſſes Ein⸗

ſprache zu erheben und nach geendigtem Prozeſſe die erkannte Ver⸗

mögensabſonderung anzufechten .

Jedoch müſſen ſie ſtets den Beweis führen , daß die Separation zum

Abbruch ihrer Rechte geſchehen iſt , d. h. daß einestheils kein geſetzlicher

Grund zum Ausſpruche derſelben vorlag , und daß anderntheils die Abſon⸗

derung ihnen Nachtheil gebracht hat .
Die Anfechtung des Urtheils von Seiten der Gläubiger iſt der Na⸗

tur der Sache noch nichts anderes , als ein Mittel , die Nachtheile abzuwen⸗

den , die ihnen ſonſt zugehen würden .
Es können daher

1) nur diejenigen Gläubiger auftreten , welche zur Zeit der Abſonderung

ſchon vorhanden waren . Spätere Creditoren können nur das Da⸗

ſein einer Abſonderung beſtreiten , wenn das Urtheil nicht gehörig

verkündet worden iſt .

2) Die Anfechtung hat keine weitere Wirkungen , als es ihr Zweck er⸗

heiſcht , d. h. die Nullität wirkt nur zum Vortheil der Gläubiger ,
die zu ihrer Befriedigung die Nullität geltend gemacht haben .

3) Es muß ihnen diejenige Befriedigung zu Theil werden , welche ſie
im Falle der noch vorhandenen communio bekommen hätten . Im

Uebrigen bleibt es bei der Abſonderung .
V . Wirkungen der Gant des Ehemannes hinſichtlich der Vermögensabſon⸗

derung.
0

Wenn gegen den Ehemann Gant erklärt wird , ſo iſt die nächſte Folge

dieſe , daß alles Vermögen , worauf die Gläubiger des Mannes zu greifen

befugt ſind , in die Gantmaſſe gezogen wird , alſo auch ſämmtliches Vermögen

der Gemeinſchaft . Das Grundeigenthum der Frau darf aber als fremdes

Gut ebenſowenig einen Theil der Maſſe bilden , als das Vermögen einer

dritten Perſon und die Frau kann daher deſſen Ausſcheidung fordern .

Hat ſie Vergütungsforderungen an die Maſſe , z. B. weil ihr eigenes

Vermögen zum Beſten derſelben verwendet worden iſt , ſo muß die Frau ,

wenn ſie aus dem gegenwärtigen Vermögen des Mannes befriediget ſeyn

will , dieſe Forderungen wie jeder andere Gläubiger liquidiren . Daß ſie hie⸗

bei zugleich auf Vermögensabſonderung antragen kann , unterliegt keinem

Zweifel , denn der Konkurs des Mannes iſt der klarſte Beweis für das Da⸗

ſein der Vorausſetzungen des Art . 1443 . Ob ſie aber darauf antragen

müſſe , wenn ſie ihr Vermögen liquidiren wolle , und beziehungsweiſe , ob

—
Liquidation nichts anderes als eine Abſonderung ſey , iſt eine Streit⸗

frage .
Von der einen Seite wird behauptet : *

1) dieſe Zurücknahme des weiblichen Vermögens könne gar nicht ge⸗

8 ſchehen , ohne daß Vermögensabſonderung nachgeſuchtund ausge⸗
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fprochen werde , weil ſonſt die Gemeinſchaft fortbeſtehen und die
Folge die ſeyn würde , daß

a. die Frau zur Zeit ihr Einbringen nicht zurückfordern kann ,

55 16 erſt nach Auflöſung der Gemeinſchaft geſchehen
ürfe , da ‚

b . die Frau ſogar für die Hälfte aller im Gant liquidirten Schul⸗
den des Mannes haften müſſe , weil ſie ſich nur durch Ent⸗
ſchlagung davon befreien könne , und eine Entſchlagung du -
rante communione gar nicht möglich ſey.

Es wird ſodann

2) weiter behauptet , daß 3 —
a. die Frau , wenn ſie ihr Vermögen zurückfordere , eben damit

auch die Vermögensabſonderung begehre , weil das eine ohne
das andere nicht denkbar ſey , daß

b. das Erkenntniß des Richters , welches ihr das Einbringen zu⸗
erkenne , ipso jure ein Ausſpruch der Abſonderung ſey , und

55 gleichfalls wegen der Untheilbarkeit des einen von dem
andern .

Andere dagegen behaupten , die Rückforderung des Einbringens in —
volvire keineswegs die Abſonderung . Dieſe müſſe ausdrücklich nachgeſucht
und vom Richter erkannt worden ſeyn. Es fehle ja ſonſt an den Formali⸗
täten des Art . 1445 .

Dieſe Streitfrage iſt für Baden von der größten Wichtigkeit , weil
bei uns die Ganten eine andere Geſtalt haben , als in Frankreich , und weil
ſeit Einführung des Landrechts faſt in keiner Gant die Vermögensabſonde⸗
rung ausdrücklich ausgeſprochen wurde .

Es hängt alſo von der Beantwortung dieſer Frage die weitere ab,
in welchem Güterrechts - Verhältniß leben die ſeit 1810 verganteten
Eheleute vom Augenblick der Beendigung des Konkurſes ?

Wie iſt das ſpäter erworbene Vermögen zu behandeln ?
Jede Beantwortung dieſer Streitfrage kann je nach Umſtänden bald

zum Vortheil , bald zum Nachtheil der Frau ausſchlagen , weil hier alles auf
die Glücksumſtände ankömmt , welche nach der Gant eingetreten ſind .

Die Vorausſetzungen , auf welche die erſtere Anſicht gebaut iſt , ſind
unhaltbar , und daher auch ihre Folgen . Daß nämlich “

1 ) eine Liquidation des Beibringens der Frau auch ohne Abſonderung
im Gante zuläßig iſt , beweist ſchon der Art . 1446 , Abſ . 2, indem

hier den Gläubigern der Frau dieſes Recht eingeräumt iſt , mit⸗
hin ihr ſelbſt das gleiche Recht zuſtehen muß , weil ja die Gläubi⸗
ger nur die Rechte der Frau ausüben . 1166 .

In Handelsganten iſt auch jenes Recht der Frau ſelbſt , ohne der
Abſonderung zu gedenken , eingeräumt . Art . 228 ff. des §. 2.

Wenn der Frau unterſagt iſt , während der Dauer der Gemeinſchaft
ihr Einbringen von dem Manne zu fordern , ſo hat dieß ſeinen Grund darin ,
weil dem Manne die Nutznießung und Verwaltung zuſteht .

Dieſe Rechte ſollen ihm nun durch die Liquidation in der Gant nicht
entzogen , ſondern vielmehr erhalten werden , indem die Frau nur verhüten
will , daß der Grundſtock zur Vertheilung unter die Creditoren verwendet wird .

Dieſe haben auch die Befugniß , nach Beendigung der Gant wieder

auf den Mann und die Gemeinſchaft zu greifen , wenn die Nutznießung nach f

＋öf
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Abzug der ehelichen Laſten ſo viel abgeworfen hat , als der §. 958 der

Proc . O . erfordert , um die Schuldner wieder belangen zu können .

2 ) Gegen die behauptete Haftbarkeit der Frau für die liquidirten Schul⸗
den läßt ſich einfach einwenden , daß kein Gläubiger des Mannes

durante ceommunione auf das Grundeigenthum der Frau greifen darf .
Die Frau haftet den Gläubigern nur dann und nur ſoweit , als ſie

an dem gemeinſchaftlichen Vermögen Antheil genommen hat . 1483 .

Eine ſolche Theilnahme läßt ſich aber nicht behaupten , wenn die

Gläubiger das geſammte Gemeinſchaftsvermögen zur Gantmaſſe gezogen haben .
Es iſt daher gegen alle Rechtsgrundſätze , wenn man aus der Rettung

des Grundeigenthums die Folge ableiten will , daß nunmehr die Frau auch
für die Schulden verhaftet ſey .

Es iſt alſo eine Vermögens - Abſonderung nur dann anzunehmen ,
wenn ſolche ausdrücklich verlangt und erkannt iſt , weil man ſonſt leicht zum

Bant
der Frau und wider ihren Willen eine Abſonderung unterſtellen

önnte .

VI . Wirkungen der Vermögens-Abſonderung . Vergl . die Art. 1488 ff.
und die Bemerkungen zu Art . 1536 ff.

Anhang über Art . 124 .

Die Verſchollenheit eines Ehegatten löst die Ehe nicht auf und ſie

iſt daher auch kein Auflöſungsgrund für die Gütergemeinſchaft . Wie ſoll es

aber bei dieſem Zuſtande der Ungewißheit des Lebens oder des Todes mit

der Gütergemeinſchaft gehalten werden ? 8

Nach Art . 124 iſt jeder Ehegatte in dieſem Falle berechtiget , zwiſchen
der Fortſetzung und der , wenigſtens fürſorglichen Aufhebung der Gemein⸗

ſchaft zu wählen und er hat ſich, wenn auf proviſoriſche Imiſſion angetragen
iſt , darüber zu erklären , was er vorziehe .

1) Wirkungen der Erklärung für die Fortſetzung ,
a. wenn die Frau verſchollen iſt .

Hier bleibt alles im bisherigen Zuſtande . Der Mann verwaltet vor

wie nach das Gemeingut und die eigenen Güter der Frau . Er hat jedoch :
a . in Bezug auf die eigenen Güter der Frau ein Inventarium

zu errichten , und für die Verwaltung Sicherheit zu leiſten .
Art . 126 .

6. Vermögen , welches der Frau während der Verſchollenheit an⸗

fällt , kann er nicht anſprechen , denn dieſes wird ſo vertheilt ,
als ob der Verſchollene nicht da wäre . 135 , 136 .

b . Wenn der Mann verſchollen iſt .
Hier erlangt die Frau die Verwaltung der Gemeinſchaft und der

eigenen Güter des Mannes . Allein ſie muß ein Inventarium errichten und
bei allen Handlungen , welche nicht Verwaltungshandlungen ſind , die Er —⸗

mächtigung des Gerichts nachſuchen .
Hat übrigens in dem einen wie in dem andern Falle die Verſchollen⸗

heit 30 Jahre gedauert , oder iſt ſonſt eine Thatſache eingetreten , welche die

W0 auflöſen würde , ſo treten die Erben in den definitiven
Beſitz .

2) Wirkungen der Erklärung für die Aufhebung .
Hier wird proviſoriſch diejenige Theilung vorgenommen , welche ſtatt⸗

finden mußte , wenn die Gütergemeinſchaft definitiv aufgelöst wäre , und die
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Erben des Abweſenden werden in den Beſitz vorläufig eingewieſen . Allein
die Gütergemeinſchaft tritt wieder ein , wann der Ehegatte zurückkehrt , und
es muß deßhalb für alles dasjenige , was in dieſem Fall zurückzugeben wäre ,
Caution geſtellt werden . 124 .

Zum Aten bis Gten Abſchnitt .

Ueberſicht .
J . Die Auflöſung der Gütergemeinſchaft beſteht darin , daß

1) alle bisherige Verfügungsgewalt des Mannes oder ſeiner Erben

3
über das Gemeingut erloſchen iſt ;

ö 2) daß die gemeinſchaftliche Kaſſe durch keine neue Erwerbungen irgend
einer Art mehr bereichert oder mit neuen Schulden beladen werden

kann , ſolche Laſten ausgenommen , welche durch die Theilung der —

ſelben veranlaßt werden . Art . 1482 .

Daß dagegen
3 ) die im Augenblick der Auflöſung in der Gemeinſchaft vorhandenen

reſp . deren Erben bilden , wovon

2) jeder Theil die Hälfte anzuſprechen hat .
II . Es iſt von hoher Wichtigkeit , daß alsbald ein Vermögensverzeichniß

gefertiget werde , damit für die Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft
ſicher geſtellt iſt , welches Vermögen im Augenblicke der Auflöſung der

Gemeinſchaft vorhanden war . Im Fall des Todes iſt deßhalb der

überlebende Ehegatte verpflichtet , ein Vermögensverzeichniß , und zwar
in den gewöhnlichen Friſten von 3 Monaten , zu errichten . Unterläßt

0 er dieſes , ſo iſt
a. zu Gunſten dritter Perſonen der Beweis der Größe des Ver —

mögens ſehr erleichtert . 1442 .
b . Ueberdieß hat dieſes für den Ehegatten ſelbſt nachtheilige Wir —⸗

kungen , ibid . Abſ . 2 und unten . Eine communio continuata
0 aber entſteht daraus nicht.

III . Bei Auflöſung einer gewöhnlichen Geſellſchaft hat jeder Geſellſchafts⸗
Genoſſe unbedingt für die Schulden in dem Verhältniß zu haften ,

in dem er an dem Vermögen Theil hat .
Die beſonderen Verhältniſſe der ehelichen Gütergemeinſchaft fordern

6 andere Beſtimmungen . Die Frau iſt mit Rechtswohlthaten begünſtiget , um

0 die Folgen einer üͤblen Haushaltung des Mannes abzuwenden . Sie wird

in Bezug auf ihren Antheil an der Gemeinſchaft ganz ſo angeſehen , als

hätte ſie denſelben durch eine Erbſchaft erworben . Sie hat die nämlichen
0 Rechte und Pflichten , wie ein Erbe . Sie kann nämlich wie ein Erbe ihren

495 Gemeinſchafts - Antheil annehmen oder darauf verzichten .
85 A . Die Annahme hat

1 1) die Wirkung , daß ſie die Hälfte des Gemeingutes bekömmt , da⸗

gegen aber auch für die Hälfte aller derjenigen Schulden verhaftet
iſt , für welche die Gemeinſchaft angegriffen werden konnte .

2) Sollten jedoch die Schulden den Gemeinſchafts - Antheil überſteigen ,
ſo kommt alles darauf an , ob ein getreues Inventarium in der ge —

ſetzlichen Friſt errichtet worden iſt oder nicht . Im erſteren Falle
kann die Frau ähnlich , wie ein Vorſichtserbe , nur ſo weit belangt
werden , als ihr Antheil an der Gemeinſchaft reicht . Andernfalls ,
wenn nämlich kein Inventarium errichtet wurde , oder das errichtete

Aktiva ein condominium pro indiviso zwiſchen den Eheleuten und



ungetreu iſt , wenn ſie Sachen verheimlichet oder unterſchlagen hat ,
haftet ſelbſt ihr eigenes Vermögen für die ihr zukommende Hälfte .

3 ) Diejenigen Gläubiger , denen die Frau perſönlich verhaftet iſt , kön⸗

nen natürlich unbedingt , d. h. der Antheil an der Gemeinſchaft mag

zureichen oder nicht , ihre Bezahlung aus dem Vermögen der Frau

fordern , ſey es , daß
a. die Schuld von ihr in die Ehe eingebracht ,
b. oder während der Ehe in der Art von ihr contrahirt wurde ,

daß ſie ſich nicht blos als Mandatarin des Mannes , ſondern
im eigenen Namen dem Dritten gegenüberſtellte .

8 Iſt ſie Mitſchuldnerin , ſo haftet ſie für die Hälfte , hat ſie ſich ſammt⸗

verbindlich gemacht , für das Ganze .

B . Verzichtet die Frau , ſo bekömmt ſie nur ihr eigenes Vermögen , hat
aber weder Antheil am Gemeinſchaftsvermögen , noch hat ſie Gemein⸗
ſchaftsſchulden zu zahlen , allein auch hier kann ſie

1) ſich denjenigen Gläubigern gegenüber nicht ſchuldenfrei machen , für
welche ſie nicht als Gemeinſchaftsgenoſſin , ſondern als

Contrahentin haftet . 8

Sie hat dagegen
nicht nur für Bezahlung ſolcher Gemeinſchulden , für die ſie perſön⸗
lich ſich verpflichtet hat , ihre Vergütungsanſprüche an den Mann ,

ſondern ſie behält überhaupt alle ihre Anſprüche , die ſie wegen

Abgang ihres eigenen Vermögens an die Gemeinſchaft und an

den Mann zu machen hat . 5

3) Gewiße Rechte der Wittwe beſtehen unabhängig von der Theil⸗
nahme oder Entſchlagung . Art . 1465 .

Die Geſetze beſtimmen genau , wie ſich die Frau verhalten müſſe , um

dieſe Rechtswohlthat zu bewahren , und ſie legen die Unterlaſſungen theils als

Annahme , theils als Verzicht auf die Gemeinſchaft aus . 1456 ff. 1463 .

Sie beſtimmen ferner , welche poſitive Handlungen , wie beim Erben , als

eine ſtillſchweigende Annahme zu betrachten ſeyen . Art . 1454 . 1460 .

IV . Der Mann oder deſſen Erben können ſich der Gemeinſchaft nicht ent⸗

ſchlagen , es ſey denn , daß letztere auf die Erbſchaft überhaupt
verzichten .

Der Mann bekommt im Fall der Theilnahme der Frau die Hälfte
des Vermögens der Gemeinſchaft , und

a. der Frau gegenüber auch die Hälfte der Gemeinſchaftsſchulden ,
dagegen haftet er

b. den Creditoren gegenüber als Contrahent vor , wie nach Auf⸗
löſung der Gemeinſchaft für das Ganze der Forderungen .

Die Gläubiger des Mannes können alſo ihn auf das Ganze und die

Frau auf die Hälfte belangen , bis ſie für ihre Forderung befriediget ſind
( sed non bis in idem . ) Dieſes leidet nur eine Ausnahme in Bezug auf

diejenigen Schulden , welche die Frau in die Ehe eingebracht hat . Hier

haftet er den Creditoren nicht als Contrahent , ſondern als Inhaber der

Gemeinſchaft , und kann daher nur auf die Hälfte belangt werden , nachdem

durch die Auflöſung der Gütergemeinſchaft ſein Antheil auf die Hälfte be⸗

ſchränkt worden iſt .
Wird ihm die Gemeinſchaft von der Frau heimgeſchlagen , ſo muß er

auch dieſe Schulden ganz auf ſich leiden . 1494 . 1
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Zum öten Abſchnitt .

I . Von der Theilung des Vermögens . 1458 —1461 .

Im Augenblick der Auflöſung der Gütergemeinſchaft befindet ſich alles

vorhandene Vermögen ohne Unterſchied im Beſitze des Mannes , und die

Frau hat ſich zu erklären , ob ſie an der Gemeinſchaft Theil nehmen will .

Wenn die Frau oder ihre Erben erklärt haben , daß ſie an der Güter⸗

gemeinſchaft Theil nehmen wollen , ſo muß , wenn dieſes nicht ſchon geſchehen ,
allernächſt ein Vermögensverzeichniß errichtet werden , in welches alle Activa

und Paſſiva aufzunehmen ſind , ſie mögen der Gemeinſchaft , oder dem eige —
nen Vermögen angehören , wie der Mann ſolches im Beſitze hat , oder ge⸗

habt hat . Von dieſer Geſammtmaſſe werden die Beſtandtheile der drei ver⸗

ſchiedenen Kaſſen auf folgende Weiſe hergeſtellt und reſp . ihre wechſelſeitigen
Anſprüche ausgeglichen .

1) Es ſind unter die Activa der Gemeinſchaft alle diejenigen Forderun⸗
gen aufzunehmen , welche die Gemeinſchaft an den einen oder an⸗

dern Ehegatten deßhalb zu machen hat , weil irgend etwas aus der

Gemeinſchaft zu ſeinem Vortheil verwendet , z. B . wenn eigene
Schulden deſſelben aus der Gemeinſchaft bezahlt worden ſind . 1437 .

2) Jeder Ehegatte bezeichnet ſeine allein eigenen , in natura vorhan⸗

denen Gegenſtände , alſo insbeſondere die Liegenſchaften , welche nach
den bisher entwickelten Grundſätzen ſein Eigenthum geblieben ſind .

Sie werden von den Aetiven des Geſammtverzeichniſſes ausgeſchieden
und auf das Verzeichniß des eigenen Vermögens eines Ehegatten eingetragen .

3) Jeder Ehegatte gibt die Forderungen an , welche er an die Gemein —⸗

ſchaftsmaſſe zu machen hat , weil ſein Vermögen nicht mehr in

natura vorhanden iſt , oder auf was immer für einem Grunde ſeine

Vergütung nach den bisher entwickelten Regeln beruhen mag .

Es ergeben ſich dadurch die Paſſiva der Gemeinſchaft , die einem je —

den Ehegatten aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen zu bezahlen ſind .
Hiebei findet jedoch zwiſchen den Vergütungsforderungen des Mannes

und denen der Frau der wichtige Unterſchied ſtatt , daß

1) die Frau vor dem Manne befriediget wird .

Sollte alſo das Gemeinſchaftsvermögen nur zur Bezahlung der Frau

hinreichen , ſo bekommt der Mann nichts .
2) Die Frau kann überdieß das eigene Vermögen des Mannes zu

iſrer Befriedigung angreifen , wenn die Gemeinſchaft nicht ausreicht ,
während der Mann ſich nur an die Gemeinſchaft halten kann .

3) Die Frau hat eingeſetzliches ſtillſchweigendes Unterpfandsrecht auf
die Liegenſchaften des Mannes . 2135 .

Sind auf dieſe Weiſe die nicht in die Gemeinſchaft gehörenden Ver⸗

mögenstheile ausgeſchieden , und die Schulden der Gemeinſchaft an die beiden

Eheleute befriediget , ſo ergibt ſich von ſelbſt , was an Vermögen der Ge⸗

meinſchaft übrig bleibt und dieſes wird in 2 Hälften getheilt .
Es iſt nun aber noch denkbar , daß ein Ehegatte nicht an die Gemein⸗

ſchaft , ſondern an das eigene Vermögen des andern Forderungen zu machen

hat , weil z. B . das eigene Vermögen des einen zum Vortheil des eigenen
Vermögens des andern verwendet worden iſt .

Hier iſt der Gläubiger berechtiget , ſeine Zahlung zunächſt dadurch zu

bewirken , daß er ſich aus dem Gemeinſchaftsantheil des ſchuldenden Ehe⸗



29

gatten befriedigen laßt , eventuell aber aus dem rückgenommenen Einbringen
deſſelben .

Iſt auf dieſe Weiſe feſtgeſtellt , was einem jeden Ehegatten an dem

vorhandenen Vermögen gebührt , und iſt einer derſelben geſtorben , ſo wird
nun die weitere Theilung jenes Betreffniſſes unter die Erben vorgenommen .

II . Theilung der Schulden .

Hier muß das Verhältniß der Eheleute unter ſich und das Recht der

Creditoren ebenfalls wieder ſorgfältig unterſchieden werden .

Unter den Ehegatten ſelbſt gilt die einfache Regel , daß jeder die

Hälfte von denjenigen Schulden bezahlen muß , die nach den bisherigen Re⸗

geln in die Gemeinſchaft gefallen ſind , d. h. zwiſchen den Eheleuten für
Gemeinſchaftsſchulden gelten . 8

Hat einer der Ehegatten oder deren Erben nach Auflöſung der Ehe
aus was immer für einem Grunde mehr bezahlt , als ſeine Hälfte , ſo hat
er , wie jeder , der eine Schuld für einen anderen bezahlt , den Rückgriff auf
den anderen Ehegatten .

Anlangend die Rechte der Gläubiger , ſo können dieſe weder durch
die Theilung , noch durch eine Uebereinkunft unter den Ehegatten ſchlimmer
geſtellt werden , als es die allgemeinen Grundſätze über die Rechte der Gläu⸗

biger an ihre Schuldner mit ſich bringen .
Die beiden Hauptregeln ſind folgende :

1) Wer ſich einem Gläubiger verbunden hat , der haftet vor , während
und nach der Ehe für das Ganze der Forderung mit allem Ver⸗

mögen , was ſich in ſeinem Beſitze befindet .
2) An das Vermögen desjenigen Ehegatten , der nicht ſein perſön⸗

licher Schuldner iſt , d. h. die Forderung nicht ſelbſt contrahirt hat ,
erwirbt der Gläubiger außerdem ein Recht auf Befriedigung : wenn

und ſoweit dieſer Ehegatte an dem Vermögen der Gemeinſchaft
Antheil hat .

Es ergeben ſich hieraus folgende einzelne Regeln :
1) Voreheliche Schulden , ̃

a . des Mannes . Dieſe können , wenn ſie noch nicht bezahlt
ſind , von dem Manne als Contrahent ganz gefordert werden ,
und von der Frau , als Theilnehmerin an der Gemeinſchaft ,
zur Hälfte . Hat der Mann nach aufgelöster Ehe das Ganze

Eilte
ſo hat er den Rückgriff auf die Frau wegen der

älfte .

b . Der Frau . Für dieſe Schulden muß der Mann während der

Ehe als Herr der Gemeinſchaft unbedingt einſtehen .
Wenn aber dieſe aufgelöst iſt , ſo haftet er nur noch für die

Hälfte , und die Frau als Contrahentin für das Ganze . 1485 .

Unter dieſen vorehelichen Schulden gibt es nun aber ſolche , die zwar

von den Creditoren aus der Gemeinſchaft beigetrieben werden können , die

aber zwiſchen den Eheleuten ſelbſt ein Vergütungsrecht begründen ( Art . 1409 ,

Abſ . 1. ) , weil ſie Liegenſchaften derſelben angehen . Dieſe Schulden machen

gegenüber von den Creditoren keine Ausnahme von der Regel , und der Ehe⸗
gatte , welcher die Hälfte einer ſolchen Schuld bezahlen muß , iſt dadurch
gedeckt, daß er für das Einbringen einer ſolchen Schuld von dem andern

Ehegatten Vergütung an die Gemeinſchaft fordern kann .



30

2) Schulden , die während der Ehe contrahirt wurden .
a. Der Mann haftet fortan für das Ganze aller Schulden , die

—5 18 oder doch unter ſeiner Mitwirkung contrahirt wor⸗
en ſind;

b . die Frau für die Hälfte qua Gemeinſchafts - Genoſſin , wenn

ſie ſich nicht ſammtverbindlich gemacht hat , wo ſie den Gläu⸗

bigern für das Ganze vorbehaltlich ihres Rückgriffes auf den

Mann einſtehen muß .

Hat die Frau gegen den Willen des Mannes , wenn gleich mit obrig⸗
keitlicher Autoriſation , Schulden contrahirt , ſo haftet nur ſie allein .

3) Schulden , die mit Erbſchaften und Schenkungen anfallen . Beſtehen
dieſe ganz oder theilweiſe in Fahrniſſen , ſo haftet —

a. der Ehegatte , der die Erbſchaft oder Schenkung empfangen
hat , auch nach Auflöſung der Gemeinſchaft für das Ganze .

b . Der andere Ehegatte aber haftet für die Hälfte qua Theil⸗
haber an der Gemeinſchaft .

Soweit dieſe Schulden nicht in die Gemeinſchaft gefallen ſind , ſon —
dern nur von dem Gläubiger aus der Gemeinſchaft beigetrieben werden

durften , iſt der zahlende Ehegatte gegen Nachtheile dadurch gedeckt, daß der

andere auch hier für das Einbringen einer ſolchen Schuld der Gemeinſchaft
Vergütung leiſten mußte . 5

Zum Gten Abſchnitt .

Von der Entſchlagung .

Die Wirkungen der Entſchlagung ſind leicht zu verſtehen und anzu —

wenden , wenn man die Rechte und Pflichten der Frau als Mitgenoſſin
der Gemeinſchaft , und die Rechte und Pflichten derſelben als In —

haberin ihres eigenen Vermögens unterſcheidet . Jene hören auf ,
dieſe dauern fort .

Die Frau hat alſo keinen Theil an den Gegenſtänden der Gemein —

ſchaft und auch keinen Theil an den Schulden . Sie bekömmt nur ihr Weiß⸗
und Leibgeräth . 1492 .

Sie haftet jedoch denjenigen Creditoren , denen ſie ſich perſönlich
verpflichtet hat , vorbehaltlich ihres Rückgriffs auf den Mann , wenn die

Schulden gemeinſchaftlich geworden ſind . 1494 .

Dagegen behält ſie das Recht, ihre eigenen Liegenſchaften oder deren

Werth von dem Manne zu fordern , und anderer Seits behält ſie die Ver⸗

bindlichkeit , dasjenige , was ſie der Gemeinſchaft zu vergüten hat , ungeach⸗
tet der Entſchlagung an dieſelbe zu bezahlen .

Eine Entſchlagung zum Nachtheil der Creditoren der Frau kann von

dieſen angefochten werden . Art . 1262 .

Zweite Abtheilung .

Von der bedungenen Gütergemeinſchaft ,
Es iſt den Verlobten geſtattet , durch einen Heirathsvertrag das Ein⸗

treten einer Gemeinſchaft unter abweichenden Bedingungen einzuführen , ſo⸗

fern ihre Stipulationen nur uicht verbietenden Geſetzen zuwiderlaufen .
Das Geſetzbuch hat die gewöhnlich vorkommenden Abänderungen ein⸗

zeln aufgeführt und ihre rechtlichen Wirkungen beſtimmt , ohne den Ehegatten
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dadurch das Recht zu benehmen , noch andere Modifikationen oder mehrere
der im Geſetz genannten Abweichungen zugleich zu ſtipuliren , ſoweit ſie
nebeneinander beſtehen können . Art . 1527 .

Die Gedinge , welche verabredet werden , um die geſetzliche Gemein⸗

ſchaft zu ändern , ſind jedoch ſtets strietissimae interpretationis , und die

bisher aufgeſtellten Regeln gelten überall in subsidium , ſoweit ſie nicht
ausdrücklich oder durch folgerichtige Conſequenz abgeändert ſind . 1528 .

Die Modifikationen , welche das Geſetzbuch berührt , betreffen entweder

J. die Bildung und den Beſtand der Gemeinſchaftsmaſſe , alſo die Aetiva

und Paſſiva , welche nach der geſetzlichen Gütergemeinſchaft in dieſelbe
gehören ;

oder ſie betreffen
II . die Theilung der Gemeinſchaft nach deren Auflöſung .

In dieſen 2 Abtheilungen ſind die einzelnen Abänderungen zu be⸗

trachten , wobei freilich , jedoch im Intereſſe der logiſchen Ordnung und kla⸗

ren Ueberſicht , von der geſetzlichen Darſtellungsform abgewichen werden muß .

I . Aenderungen in Bezug auf den Beſtand der Gemein —

ſchaftsmaſſe .

Hieher gehören die in Art . 1497 , Abſ . 1, 2, 3, 4 und 8 genannten
Gedinge . Im Art . 1497 , Abſ . 2 ſind nach dem Worte „ durchaus “ die

weiteren Worte „ausgeſchloſſen ſeyn “ offenbar ausgelaſſen .
Die Eingehung einer Gemeinſchaft iſt als wechſelſeitige Einräumung

eines Miteigenthums zugleich eine wechſelſeitige Veräuſſerung des Vermögens
der Eheleute . Dieſe Veräuſſerung geſchieht bei der geſetzlichen Gütergemein⸗
ſchaft titulo universali , indem ſie ein pars quota des Vermögens ,
d. h. eine Geſammtheit von Activen und Paſſiven umfaßt .

Die Ehegatten können nun durch Verabredung das Einwerfen ihres
Vermögens in die gemeinſchaftliche Kaſſe vermehren oder vermindern . Sie

können ferner die rechtliche Form des Einbringens verändern , indem ſie ſtatt
einer Geſammtheit ( pars quota ) ihres Vermögens einen beſtimmten Be⸗

trag von Activen einzuwerfen verſprechen . Das letztere iſt ein Einwerfen
titulo singulari , und hat eben deßhalb den Ausſchluß der Schulden eo ipso
zur Folge . Die Ehegatten können aber auch ohne dieſes bedingen , daß die

Schulden ausgeſchloſſen ſeyn ſollen .

A. Abänderungen hinſichtlich des Einbringens der Activa .

1) Vermehrung derſelben .
Eine ſolche kann nur darin beſtehen , daß nebſt dem fahrenden Ver⸗

mögen auch liegenſchaftliches eingeworfen , mithin wie das fahrende behandelt
wird ( Entliegenſchaftung . ) 1505 . 1526 .

Die Formen , in welchen dieſes geſchehen kann , ſind folgende :
1) Die Liegenſchaften werden titulo universali entliegenſchaftet ,

reſp . eingeworfen , und zwar
a. ſammt und ſonders , d. h. die gegenwärtigen und zukünf⸗

tigen Liegenſchaften ohne Unterſchied .
Die Folge iſt dieſe , daß das geſammte Vermögen beider Eheleute

und ſomit auch alle ihre Paſſiva Gemeingut werden , und man nennt dieſes
Geding allgemeine Gütergemeinſchaft im weiteſten Sinne des

Wotes . Art . 1526 . Es iſt dieſes die einfachſte Art der Gütergemeinſchaft .
Keinem Ehegatten bleibt hier eigenes nicht gemeinſchaftliches Vermögen , es
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ſey denn , daß einem derſelben von dritten Perſonen etwas unter der Be⸗
dingung titulo Iucrativo anfällt , daß die Gemeinſchaft kein Recht darauf
haben ſoll . Es können ferner

b. entweder blos alle gegenwärtigen oder nur alle zukünf⸗
tigen Liegenſchaften eingeworfen werden .

Das Geding hat natürlich die Folge , daß im erſten Falle alle gegen⸗
wärtigen Schulden ohne Unterſchied gemeinſchaftlich werden , im zweiten Falle
alle diejenigen , welche mit Erbſchaften und Schenkungen anfallen . Der Art .
1526 nennt auch dieſes Geding eine allgemeine Gütergemeinſchaft .

Die allgemeinen Geſellſchaften ſind nach Art . 1836 ff. ſtets strictis -
simæ interpretationis und dürfen ſonſt nur die gegenwärtigen , nicht aber
die zukünftigen Güter umfaſſen , ſoweit letztere durch Schenkung oder Erb —
ſchaft erworben werden . Obwohl nun das Gegentheil für die Ehe geſtattet
iſt , ſo ſind doch die Worte , welche die Verlobten bei der Entliegenſchaftung
gebrauchen , ſtrenge auszulegen und im Zweifel auf das minus zu reduziren .

Wenn alſo z. B . eine allgemeine Gütergemeinſchaft ohne nähere
Bezeichnung verabredet wird , ſo iſt darunter nur eine Entliegenſchaftung aller
gegenwärtigen unbeweglichen Güter zu verſtehen , nicht aber aüch der
zukünftigen . Boileux commentarie II . p . 226 . Bellot III . p 5138 .
Pothier XI . Nro . 504 . 8

3
—

In der badiſchen Praxis verſteht man aber darunter häufig , wie nach
römiſchem Recht , eine Gemeinſchaft des gegenwaͤrtigen und zukünfttgen Ver⸗
mögens.

L . 5 . § 1 . D. pro socio . 17 . 2 .

Quum specialiter omnium bonorum societas coita est , tune
et hereditas et legatum et quod donatum est , aut quoque ratione
adquisitum , communion adquiretur .

Die Wirkungen dieſer Entliegenſchaftung ſind einfach dieſe , daß der
Ehemann über die Liegenſchaften der Frau wie über fahrendes Vermögen
verfügen kann , und daß die beiderſeits entliegenſchafteten Immobilien auch
bei der Theilung wie fahrende Habe behandelt werden .

2 ) Es können blos einzelne Liegenſchaften , die ſpeziell bezeichnet wer⸗
den , dem beweglichen Vermögen gleichgeſtellt werden , dies iſt eine
Entligenſchaftung titulo singulari . 1506 ff .

Die eigenthümlichen Wirkungen dieſes Gedings ſind folgende:
a) Die Schulden , welche dieſe einzelne Liegenſchaft angehen , fallen

mit dieſer in die Gemeinſchaft . 5

b) Wenn das Grundſtück evinzirt wird ,ſo muß der Ehegatte , der
es einbrachte , Gewähr leiſten , während eine Gewährleiſtung bei
der Veräußerung titulo universali niemals ſtatt findet .

3) Die Ehegatten können erklären , daß ſie die Liegenſchaften bis zu
einer beſtimmten Summe in die Gemeinſchaft einwerfen , Art .
1506 ff. und zwar entweder

a) beſtimmte einzelne Liegenſchaften oder

b) eine Geſammtheit derſelben z. B . alle gegenwärtigen oder ſeine
Liegenſchaften überhaupt .

Die Wirkungen einer ſolchen Stipulation ſind :
a) daß die Liegenſchaften keineswegs Eigenthum der Gemeinſchaft

werden , ſondern daß 5

bß ) der verſprechende Ehegatte perſönlichen Schuldner derjenigen Summe
wird , für welche er die Liegenſchaft entliegenſchaftet hat . Doch kann

*
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e) das liegenſchaftliche Vermögen oder die betreffende Liegenſchaft
quod summam concurrentem für die Gem . verpfändet werden .

d) Bei der Theilung muß entweder die verſprochene Summe bezahlt ,
oder ſoviel an den Liegenſchaften als zur Bezahlung der Forde —⸗

rung nöthig , in der Gemeinſchaft zurückgelaſſen werden .
2) Verminderung der Activa .

Dieſe kann nur darin beſtehen , daß die Fahrniſſe , welche ſonſt in die

Gemeinſchaft fallen würden , davon ausgeſchloſſen werden , mithin ſolche Fahr⸗
niſſe , welche die Ehegatten am Hochzeittage beſitzen , oder welche ihnen wäh⸗
rend der Ehe durch Erbſchaft oder Schenkungen anfallen .

Auch dieſes Geding hat verſchiedene Modifikationen ; doch gelten fol⸗

gende allgemeine Grundſätze :

1) jeder Ehegatte bleibt Eigenthümer ſeiner ausgeſchloſſenen Fahrniſſe ,
wie wenn ſie Liegenſchaften wären . Die Gemeinſchaft hat aber den

Nießbrauch . Sind die ausgeſchloſſenen Fahrniſſe verbrauchbare oder

ſolche Gegenſtände , die durch den Gebrauch abgenutzt werden , und

ſind letzteren Falls die Fahrniſſe einzeln verzeichnet und ange⸗

ſchlagen eingebracht worden , ſo wird die Gemeinſchaft Eigen⸗
thümerin und die Frau hat nur ein Recht auf Wiedererſatz des

Preiſes , vergl . Art . 587 . 1532 . 1551 und vorzüglich Art . 1851 ,
indem dieſer letztere Artikel den Zweifel löst , ob und wie weit die

Art . 1532 und 1551 auch auf die Gütergemeinſchaft anwendbar

ſeyen , indem er einen allgemeinen Grundſatz für alle Geſellſchafts⸗
verhältniſſe aufſtellt .

2) Die Vermuthung ſtreitet auch hier immer für die Gemeinſchaftlichkeit
der vorhandenen Sachen und derjenige Ehegatte , welcher das Gegen —
theil behauptet , muß es beweiſen .

Soll dieſer Beweis

a) gegen dritte Perſonen geführt werden , ſo muß dieſes durch ein

Vermögensverzeichniß geſchehen , welches ſeiner Form nach Beweis⸗

kraft gegen dritte Perſonen hat und unzweifelhaft vor der Ehe
errichtet worden iſt , ſofern die betreffenden Gegenſtände in die

Ehe eingebracht und von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ſeyn
ſollen . Art . 1499 . 1510 . vergl . mit 1328 .

Sind die während der Ehe anfallenden Fahrniſſe ausgeſchloſſen
worden , ſo entſcheiden die Art . 1504 und 1414 . 1415 . 1416 .

b) Unter den Ehegatten ſelbſt entſcheiden hinſichtlich der beigebrach⸗
ten Fahrniſſe die gewöhnlichen Regeln der Beweisführung und

es 11 nicht gerade ein Verzeichniß im Sinne des Art . 1499 noth⸗
wendig .

Was aber die angefallene fahrende Habe betrifft , ſo entſcheiden auch
hier über das Verhältniß der Frau zu dem Manne die Art . 1504 , vergl .

mit Art . 1414 und 1415 .

3) Die vorehelichen Gläubiger behalten alle ihre Rechte auf das Ver⸗

mögen , welches ihr Schuldner in die Ehe eingebracht und von der

Gemeinſchaft ausgeſchloſſen hat . Sie können noch außerdem auf
dasjenige greifen , was nicht ausgeſchloſſen , folglich gemeinſchaftlich

geworden iſt , z. B . auf das errungene Vermögen , allein auf das

vorbehaltene Vermögen des andern Ehegatten können ſie nicht grei⸗
fen, ſofern dieſer den Beweis des Vorbehalts und ſeines Alleineigen⸗
thums auf die vorhin angegebene Art zu erweiſen vermag .

3
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Das Nähere ſoll nun bei den einzelnen Arten dieſes Ausſchluſſes er —
örtert werden .

a. Errungenſchaftsgemeinſchaft .
Hier werden alle gegenwärtigen , ſowie alle durch Erbſchaft oder Schen⸗

kungen in Zukunft anfallenden beweglichen Rechte verliegenſchaftet . Es kommt
alſo hier nichts in die gemeinſchaftliche Caſſe als die Nutznießung des liegen —
ſchaftlichen und verliegenſchafteten Vermögens , ſowie das errungene Gut
Art . 1498 und 1504 a.

Wegen den Sachen , quæ usu consumuntur vel minuuntur , ver⸗
gleiche das Vorhingeſagte . Es wird alſo

1) die Gemeinſchaft , außer in den angegebenen Ausnahmsfällen , nicht
Eigenthümerin der Mobilien und die vorbehaltenen Fahrniſſe der

Frau können nicht ohne ihre Zuſtimmung veräußert werden . Vergl .
jedoch Art . 1428 . Abſtz . 2.

2) Die Schulden eines jeden Ehegatten , welche er am Hochzeittage be —

ſitzt, oder welche mit Schenkungen und Erbſchaften anfallen , werden
nicht gemeinſchaftlich , weil der Grund dazu , nämlich die Gemein —

ſchaftlichkeit an den eingebrachten Mobilien , nicht vorliegt .
Wird daher die Gemeinſchafts - Caſſe wegen ſolcher Schulden ange —

griffen , ſo muß der Ehegatte , für welchen die Schuld bezahlt wurde , der

Gemeinſchaft ſeiner Zeit Vergütung leiſten .
3) Hinſichtlich der während der Ehe gemachten Schulden gilt das näm⸗

liche wie bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft .
40 Die mit Erbſchaften und Schenkungen anfallenden Schulden werden

gerade ſo behandelt , wie wepn die Erbſchaft oder Schenkung nur
aus Liegenſchaften beſtanden hätte . Vergl . Art . 1412 .

Alle andern Wirkungen der geſetzlichen Gütergemeinſchaft , namentlich
hinſichtlich der Auflöſung derſelben ſind nach franz . Rechte auch bei dieſer
Gemeinſchaft anwendbar , z. B . die Rechtswohlthaten der Frau , jedoch muß
natürlich das ausgeſchloſſene Fahrnißvermögen bei der Theilung wie liegen⸗
ſchaftliches behandelt werden .

In Baden macht aber der Art . 1521 a. den Auslegern viele Schwierig⸗
keiten . 5

Man behauptet nämlich , es ſey der Frau durch dieſen Artikel das

Entſchlagungsrecht bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft genommen und es

ſcheint nach Brauers Erläuterungen auch gewiß , daß er dieſen Sinn mit
dem Art . 1521 a. verbunden hat .

Für den Ausleger des Geſetzes iſt nur die Alternative vorhanden ,
entweder auf Brauers Erläuterungen hin eine der größten Inkonſequenzen
und Ungerechtigkeiten aus dem Art . 1521 a. abzuleiten , oder , ohne Rückſicht
auf jene Erläuterungen , auf dem Wege der geſetzlichen Interpretationsregeln
felbſtändig zu prüfen , ob in den Worten des Art . 1521 a. wirklich das liege ,
was nach Brauer darin enthalten ſeyn ſoll .

Daß die Braueriſche Unterſtellung inkonſequent und ungerecht iſt ,
wird allgemein anerkannt und liegt auf flacher Hand . Alle jene Gründe der

Gerechtigkeit und Billigkeit , welche den Geſetzgeber veranlaßt haben , der Frau
nicht nur das Recht der Entſchlagung einzuräumen , weil ihr an dem Zuſtande
der Gemeinſchaft rechtlich keine Schuld beigemeſſen werden kann , indem ſie
nicht darüber verfügen darf , ſondern auch jedes Geding für nichtig zu er⸗

klären , welches der Frau dieſe Rechtswohlthat entzieht ( Art . 1453 ) ſind bei

jeder Gemeinſchaft und daher auch bei der Err . Gemeinſchaft vorhanden .
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Warum ſoll nun dieſes die einzige Gemeinſchaftsart ſeyn , bei welcher
jenes benelicium ausgeſchloſſen iſt ?

Es läßt ſich für eine ſolche Inkonſequenz durchaus kein vernünftiger

Grund auffinden . Entweder muß die Entſchlagung überall ſtatthaben , oder

generell aufgehoben werden . Es fragt ſich nun aber weiter :

a) ſind wir überhaupt berechtiget , eine andere Interpretation an
die Stelle derjenigen zu ſetzen , welche uns Brauer gegeben hat ?

b) Giebt es eine Interpretation , die einerſeits den überall anerkannten

Auslegungsregeln entſpricht , und andererſeits nicht zu dem Reſultate

führt , daß das Entſchlagungsrecht der Fran aufgehoben iſt , ſondern

ungeachtet des Art . 1521 a. fortbeſteht ?
Was die erſte Frage betrifft , ſo ſage ich , daß wir nicht nur berech⸗

tiget , ſondern ſogar verpflichtet ſind , dasjenige Reſultat , zu welchem uns eine

richtige Anwendung der Auslegungsregeln führt , unbedingt dem Ausſpruche

Brauers vorzuziehen , wenn dieſer nicht damit übereinſtimmt . Vergl . Vor⸗

träge § 25 .

Anlangend die zweite Frage , ſo ergiebt ſich allerdings eine andere

Interpretation aus folgenden Betrachtungen :

1) Es ſind im Allgemeinen zwei Wege denkbar , auf welchen ſich eine

die Gemeinſchaft eingehende oder in einer ſolchen lebende Ehefrau
davor bewahren kann , daß ſie zu den Gemeinſchaftsſchulden beitragen

muß . Der eine Weg iſt dieſer , daß ſie ſchon im Heirathsvertrage

ſich die Freiheit von der Conkurrenz ausbedingt , oder , wenn dieſes
nicht geſchah , ſo iſt der andere Weg der , daß ſie von den Rechts⸗

wohlthaten des Geſetzes bei Auflöſung der Ehe Gebrauch macht .

Will ſich die Frau im Heirathsvertrage blos dasjenige ſichern , was

ihr ſchon kraft Geſetzes zuſteht , ſo iſt natürlich ein beſonderer Vorbehalt

nicht nothwendig . Man kann aber auch weiter gehen .
Die Frau kann ſich z. B . die ſchuldenfreie Zurücknahme ihres Ein⸗

bringens bedingen , oder ſie könnte noch weiter verabreden , daß ſie überhaupt
ein für allemal von den Schulden der Gütergemeinſchaft frei bleiben ſoll ,

auch ohne Beobachtung der bei den Benefizien vorgeſchriebenen Formen .

Fehlt es an einer Verabredung , ſo bleibt ihr jedenfalls das Recht
der Entſchlagung als weiteres und letztes Mittel .

Wenn man alſo ſagt , die Frau könne ſich frei machen , oder ſie könne

ſich nicht frei machen , ohne daß weiter geſagt wird , welche Mittel und

Wege des Freimachens gemeint ſeyen , ſo bleibt es dieſen Worten nach

ungewiß , ob man den einen oder andern Weg oder ob man beide zugleich

gemeint , mithin im weiteren Sinne geſprochen habe.
Es müſſen alſo die logiſchen Interpretationsregeln zu Hülfe genommen

werden , um zu“finden , ob die Worte im weiteren oder engeren Sinne auf⸗

zufaſſen , und letzteren Falls : ob das Freimachen durch Vertrag oder das

Freimachen durch Gebrauch der geſetzlichen Rechtswohlthat gemeint ſey ? ( natür⸗

lich ein ſolches Freimachen durch Vertrag , welches noch weiter gienge , als

das Geſetz es ohne Vertrag der Frau geſtattet).
2) Der Art . 1521 a. ſteht nun mit einem Artikel in Verbindung , der

davon handelt , ob und in wie weit die Ehegatten im Heiraths⸗

vertrag bedingen können , daß ihnen mehr oder weniger Schulden

zukommen ſollen , als es ſie nach dem Geſetze treffen würde .

Beide Artikel ſtehen überdieß in der Aten Abtheilung des Gemein⸗
3 *
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ſchaftsrechts , welche Abtheilung den Zweck hat , diejenigen Stipulationen
oder doch die meiſten derſelben zu beſprechen , welche die Ehegatten im Heiraths⸗
vertrage machen können oder auch nicht machen dürfen , um die geſetzliche
Gütergemeinſchaft durch Uebereinkommen in der einen oder anderen Bezie⸗
hungen abzuändern , wobei der Art . 1528 die allgemeine Bemerkung enthält ,
daß es in Anſehung des nicht ausdrücklich oder folgeweiſe durch Vertrag
aufgehobenen bei den Regeln der geſetzlichen Gemeinſchaft verbleibe .

In dem Art . 1521 iſt nun verfügt , daß da , wo die Halbtheiligkeit
aufgehoben iſt , kein Ehegatte durch Vertrag bedingen dürfe , daß er nach
einer geringeren Rate an den Schulden konkurrire , als die Rate ſeines —
Vermögens beträgt . Natürlich kann er alſo auch nicht bedingen , daß er

gar keine Schulden bezahle .
Daneben ſteht aber das Entſchlagungsrecht der Ehefrau , alſo der ge —

ſetzliche Weg der Befreiung für dieſelbe durch Verzicht auf ihren Antheil
unbeſchränkt fort . Wenn nun

3) der Art . 1521 a. fortfährte : auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft
könne ſich kein Ehegatte frei machen , ſo muß ſchon wegen dieſes in⸗

nigen Zuſammenhanges beider Artikel der Ausleger dahin geführt wer —

den , daß nur von Conventionen im Ehevertrag die Rede ſey ,
welche den Zweck haben , dasjenige , was ohne Convention Rechtens
wäre , abzuändern , daß alſo der Art . 1521 a. gerade wie der Art .

1521 nur ein vertragsmäſſiges Freimachen verbieten wolle ,
welches die Prinzipien der geſetzlichen Gütergemeinſchaft abändern ſoll .

Für dieſe beſchränkende Auslegung ſpricht ferner ganz entſchieden alles

dasjenige , was oben ſchon angeführt wurde , um zu zeigen, daß eine entgegen —
geſetzte Interpretation zur Ungerechtigkeit u. ſ. w. führen würde .

Es ſoll alſo kein Ehegatte im Heirathsvertrage ausbedingen können ,
daß er nicht ſchuldig ſeyn ſoll , nach demjenigen Antheile , welchen er an der

Gemeinſchaft hat , an den Schulden zu konkuriren und ſie nöthigenfalls aus

ſeinem eigenen Vermögen zu bezahlen .
Dieſes ſetzt aber

) in Beziehung auf die Frau nothwendig voraus , daß ſie ſich der

Gemeinſchaft überhaupt theilhaftig mache . Entſchlägt ſie ſich, ſo kann
von einem Antheil an den Schulden , der ſie trifft , überall nicht die
Rede ſeyn , und folgeweiſe auch nicht von einem Gedinge , das ſie
vor der Theilnahme an den Schulden in dieſem Falle ſchützt. Macht
ſie ſich aber theilhaftig , ſo muß ſie trotz aller entgegenſtehenden Ge —

dingen nach ihrem Antheil zu den Schulden konkuriren und zwar
mit Aufopferung ihres eigenen Vermögens , während ihre Ent⸗

ſchlagung die rückwirkende Kraft hat , daß ſie ſo angeſehen wird ,
als wäre ſie niemals Miteigenthümerin geweſen , und deshalb alle —
Theilung des Vermögens und der Schulden deshalb unterbleibt . N

Es handelt ſich bei der Entſchlagung nur noch um die Frage , was

hat die Frau an den Mann , der während der Ehe Nutznießer und Verwal⸗
ter ihres Vermögens war , zu fordern , nuchdem nunmehr beides aufgehört
hat und der Mann ſchuldig iſt , den Grundſtock in natura oder im Werthe
herauszugeben .

iernach wären wir zu dem Reſultate gelangt , daß der Art . 1521 a.

mehr nicht ſagen will , als : „auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt je⸗
des Geding ungültig , welches den Theilnehmer an der Gemeinſchaft frei
machen ſoll , weniger als ſein Antheil an dem Vermögen beträgt , an den eeee



Schulden zu bezahlen , oder gar keine Schulden zu bezahlen . Er muß ſie

nöthigenfalls aus ſeinem vorbehaltenen und rückgezogenen eigenen Vermögen

bezahlen , trotz aller entgegenſtehenden Gedinge . Was aber die Frau betrifft ,

ſo bleibt ihr jedenfalls die Wohlthat der Entſchlagung , und wenn ſie davon

Gebrauch macht , ſo kann von einem Autheiltreffen gar nicht mehr die Rede

ſeyn . Es fällt die Vorausſetzung des Art . 1521 a. weg .

Höchſtens ließe ſich behaupten , daß ſie durch ein bloßes Inventarium

ſich nicht ſchützen könne . Der Art . 1521 a. wäre daher eiue nähere An⸗

wendung des Art . 1521 auf die Errungenſchaftsgemeinſchaft , bei welcher

Halbtheiligkeit nach früherem Rechte gewöhnlich aufgehoben war . Er ſoll

verhüten , daß man durch Gedinge nicht noch weiter gehe , als die Frau

mit den Wohlthaten des Geſetzes gehen kann , ſofern ſie die dabei nothwen⸗

digen Vorſichtsmaßregeln , Formen und Friſten beobachtet .

Auf ähnliche Weiſe beſchränkt der Art . 1514 a. dasjenige Geding ,

welches die Rechtswohlthat der Entſchlagung dahin erweitern ſoll , daß die

Frau bei der Entſchlagung ihr Einbringen in die Gemeinſchaft (nicht ihr

liegenſchaftliches oder vorliegenſchaftliches Vermögen ) ſchuldenfrei ſoll zurück—

ziehen dürfen .

b . Theilweiſe Verliegenſchaftung ,
sub titulo universali .

Während bei der Errungenſchaft alle gegenwärtige und zukünftige
Fahrniß ausgeſchloſſen wird , kann nach Art . 1500 die gegenwärtige oder

zukünftige allein ausgeſchloſſen werden . Die Wirkungen ſind aus dem bis⸗

herigen leicht zu entnehmen . Es bleiben auch die mit der einen oder andern

Geſammtheit verbundenen Paſſiva ausgeſchloſſen .

c. Einwerfen der Activa

sub titulo singulari .
Das Einwerfen in die geſetzliche Gütergemeinſchaft geſchieht , wie

früher gezeigt wurde , titulo universali , d. h. in einer Geſammtheit , welche

Vermögen und Schulden zugleich umfaßt .
Es können nun aber die Eheleute im Heirathsvertrage dahin ſich

verabreden , daß von ihrem Fahrnißvermögen nur eine beſtimmte Summeals

gemeinſchaftlich angeſehen werden ſoll , z. B . tauſend Gulden .

Eine ſolche Zuſage hat folgende , in der Natur der Sache gegründete

Wirkungen :
1) Die Gemeinſchaft erwirbt unmittelbar nicht das Eigenthum beſtimm⸗

ter Sachen , ſondern nur das perſönliche Forderungsrecht an den

zuſagenden Ehegatten , jene Summe baar oder in Molbilien , die

jenen Werth haben , einzuſchießen .
Der Ehegatte wird alſo Schuldner der Gemeinſchaft . Art . 1501 .

2) Eben deßhalb , weil die gemeinſchaftliche Kaſſe nur einen Anſpruch

auf einen beſtimmten Betrag hat, iſt alles bewegliche Vermögen des

Ehegatten , welches nach Abzug oder Bezahlung jenes Betrages

übrig bleibt , eo ipso für verliegenſchaftet erklärt , und die Gemein⸗

ſchaft hat nur die Nutznießung an demſelben . Es muß dem be⸗

ſitzenden Ehegatten bei Auflöſung der Gemeinſchaft zum Voraus
zurückerſtattet werden , wie bei der geſetzlichen Gütergemeinſchaft die

W Liegenſchaften , 1503 , ſey es nun in natura oder im
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3) Wenn zwiſchen den Ehegatten oder ihren Erben Streit entſteht , ob
das Verſprochene wirklich eingebracht worden ſey, ſo muß der Schuld⸗
ner die Zahlung beweiſen .

Wie der Beweis geführt werden kann , ſagt der Art . 1502 . Dieſer
Artikel iſt ſo zu verſtehen .

Das gewöhnliche Beweismittel für Zahlungen ſind Quittungen ,die derjenige ausſtellt , der eine Sache empfangen hat .
Der Empfänger iſt hier die gemeinſchaftliche Kaſſe . Da aber dieſeim Beſitze und der Verwaltung des Mannes ſich befindet , ſo iſt es der

Mann . Dieſer iſt und bleibt im Beſitze ſeines Vermögens und kann ſich
ſelbſt keine Quittung darüber ausſtellen , daß er das Verſprochene wirklich
inferirt habe. Ebenſo wenig kann aber die Frau quittiren , weil ſie nichts
empfangen hat . Sie kann nur atteſtiren , daß der Mann ſo viel be⸗
ſitze, als er einzubringen verſprochen hat . Dieſes Atteſt geſchieht nun und
kann nur geſchehen dadurch , daß die Frau beim Ehvertrage die Erklärung
abgibt , daß ſie anerkenne , daß der Mann ſo und ſo viel Mobiliar - Vermögen
beſitze . Nach abgeſchloſſener Ehe würde ein ſolches Anerkenntniß dem Mann
nichts mehr helfen , denn das Geſetz geht von dem Gedanken aus „ daß der
Mann die Frau zu einem unrichtigen Bekenntniſſe veranlaſſen oder nöthigenkönnte , nachdem er die eheliche Gewalt über ſie erlangt hat .

Iſt daher die Anerkennung im Heirathsvertrag unterblieben , ſo kann
ſich der Mann nur durch ein öffentliches Verzeichniß ſeiner fahrenden Habe
den Beweis erhalten . Umgekehrt verhält es ſich mit der Frau . Sie zahlt
an den Mann und hier ſind jene Beſorgniſſe nicht vorhanden . Die Fraukann daher durch eine Quittung des Mannes hinlänglich ihren Beweis füh⸗
ren , ſey ſie zu dieſer oder jener Zeit ausgeſtellt . Es ſtehen ihr aber außer⸗
dem auch die gewöhnlichen Beweismittel der Zahlung zu Gebot , z. B . Eides⸗
zuſchiebung an den Mann . Sie iſt nicht auf eine Quittung beſchränkt . Das
Geſetz will nur ſagen , daß zwar ſie mit einer Quittung des andern Ehe⸗
gatten beweiſen könne , aber nicht ebenſo der Mann .

4 Auch hier wird die Errungenſchaft gemeinſchaftlich.
5) Eine Hauptwirkung dieſer Beredung iſt es ferner , daß die vorehe⸗

lichen Schulden von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen bleiben ,
denn es verſteht ſich von ſelbſt , daß derjenige , der titulo singulari
veräuſſert , alſo ſich zu einer Summe verpflichtet , eo ipso ſagt , daß
dieſe Summe nicht wieder durch Schulden verringert werden dürfe .

Was dagegen die Gläubiger betrifft , ſo können dieſe einestheils auf
das eigene Vermögen ihres Contrahenten und anderntheils auf dasjenige
greifen , was ſich in der Gemeinſchaft vorfindet . Es wird hier wie bei der
Gütergemeinſchaft des Art . 1498 , ihnen gegenüber Alles fuͤr errungen und
folgeweiſe für gemeinſchaftliches , ihrem Zugriff unterworfenes Gut betrachtet ,
was nicht der Vorſchrift des Art . 1499 , 1405 , 1415 gemäß als vorbehalte⸗
nes Gut von demjenigen Ehegatten nachgewieſen wird , der nicht zugleich
perſönlicher Schuldner iſt .

Hat eine derartige Zahlung aus dem Gemeingute ſtattgefunden , ſo
muß der ſchuldende Ehegatte Vergütung thun . Art . 1611 .

Schließlich muß noch bemerkt werden , daß dieſe Art der Gemeinſchaft
in neuerer Zeit ſehr häufig ſtatt der Errungenſchafts - Gemeinſchaft gewählt
wird , weil für dieſen Vertrag der Art . 1521 a. nicht gilt , und durch Ein⸗

werfen einer ganz unbedeutenden Summe der Vermögensſtand der Eheleute
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wie bei der Errungenſchaft einem Jeden erhalten und von der Gemeinſchaft

ausgeſchloſſen wird .

B . Vom Ausſchluſſe der Schulden aus der Gemeinſchaft .

Bisher war von den Aenderungen die Rede , welche die in die Ge⸗
meinſchaft fallenden Activa betreffen . Es hat ſich dabei ergeben , daß meh⸗

rere dieſer Gedinge , nämlich diejenigen , welche das Einbringen vermindern

oder in eine beſtimmte Summe verwandeln , eo ipso auch Einfluß auf den

Ausſchluß der Schulden haben , indem die vorehelichen Schulden ganz oder

theilweiſe ſtillſchweigend und in natürlicher Folge des Ausſchluſſes der

Activa von der Gemeinſchaft ausgeſchloſſen bleiben .

Das Geſetzbuch läßt nun aber auch das Geding des Ausſchluſſes der

Schulden für ſich allein zu , ohne daß deßhalb die bewegliche Habe aus⸗

geſchloſſen wird . Es kann dieſes entweder

1) in der Weiſe geſchehen , daß man ausdrücklich verabredet , es ſoll

jeder Ehegatte ſeine Schulden aus ſeinem eigenen Vermögen be —

zahlen , oder

2) in der Weiſe , daß dem andern Ehegatten verſichert wird , es ſeyen

keine Schulden vorhanden . 1510 . 1513 .

Ad 1. Dieſes Geding hat
a. in Beziehung auf die Gläubiger keineswegs die Wirkung , daß

ihnen der Zugriff auf dasjenige genommen wird , was der

Ehegatte , der ihr Schuldner iſt , zur Zeit der Eingehung der

Ehe beſeſſen oder wovon er in Zukunft Antheil hat .

Sie können wie vor der Ehe auf dieſes Vermögen , ſowie auf das

errungene Gemeinſchaftsvermögen greifen , um ſich zu befriedigen . Sie kön⸗

nen ſogar auf das vom anderen Ehegatten eingebrachte Mobiliarvermögen

greifen , wenn nicht der Beſtand deſſelben durch ein öffentliches Vermögens⸗

Verzeichniß in Gewißheit geſetzt iſt .
Wo aber dieſes geſchah , kann ſich der eine Ehegatte gegen die Gläu⸗

biger des andern auf den Ehevertrag berufen , und ſeine eingebrachten Mo⸗

bilien vor dem Zugriff retten , ſo daß nur das vom Schuldner eingebrachte

1 errungene Vermögen zu ihrer Befriedigung verwendet wird . Art . 1510 ,

Abſatz 2.
55

b. Gegenüber von dem einen Ehegatten zum anderen hat dieſes

Geding die natürliche Folge , daß derjenige , deſſen Schulden

während der Ehe aus dem gemeinſchaftlichen Vermögen be⸗

zahlt wurden , der Gemeinſchaft Vergütung leiſten muß .

c. Nach Auflöſung der Gütergemeinſchaft können ſich die Gläu⸗
biger nur an den halten , der urſprünglich ihr Schuldner war .

Wie aber , wenn das Inventarium bei Eingehung der Ehe unterblieb ?

Einige behaupten , daß auch beim Mangel eines Inventariumskein

Ehegatte mehr für die Schulden des andern haftbar bleibe , andere nehmen

in dieſem Falle das Gegentheil an .

Die erſtere Meinung iſt wohl deßhalb unrichtig , weil ſonſt den Gläu⸗

bigern der Frau durch Entſchlagung derſelben das Recht entzogen werden

könnte , auf ihr Vermögen zu⸗ greifen . Bellot III . 186 .

Ad 2 . Hier giit im Ganzen daſſelbe , vergl . jedoch noch Art . 1513 .

Der im Abſatz 2 enthaltene Unterſchied zwiſchen Mann und Frau

hinſichtlich der Entſchädigungsforderungen vor und nach Auflöſung der Ehe

hat ſeinen Grund darin , daß die Klage der Frau ſtets vorausſetzt , daß ſie
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ſich der Gemeinſchaft theilhaftig macht , was aber , ſo lange dieſe dauert ,
noch ungewiß iſt .

II. Abänderung hinſichtlich der Theilung der Vermögens und der Schulden .
Hieher gehören folgende Gedinge :

1 Das Geding der Frau , daß ſie im Fall der Entſchlagung berechti⸗
get ſeyn ſoll , das von ihr eingebrachte Mobiliar⸗Vermögen ganz
oder theilweiſe ſchuldenfrei zurückzuziehen . 1514 . 1514 a.

2 ) Das Geding , daß der Längſtlebende einen Voraus vor aller
Theilung aus der Gemeinſchaft erhalten ſolle . 1515 —1519 .

3) Das Geding ungleicher Antheile an der Gütergemeinſchaft .
Das letztere hat wieder verſchiedene Formen .

a. Es wird die pars quota , nämlich die Halbtheilung verändert ,
Rund ſtatt der Hälfte dem einen z. B . ½8, dem andern ½

zugewieſen . 1520 —1521 .
b. Es wird bedungen , daß der eine Ehegatte die ganze Gemein⸗

ſchaftsmaſſe erhalten , und dagegen dem andern eine beſtimmte
Summe als ſein Antheil zugewieſen ſeyn ſoll . 1522 .

e. Es wird ſtipulirt , daß die ganze Gemeinſchaft einem allein
gehören , und der andere nur berechtiget ſeyn ſoll dasjenige
daraus zurückzunehmen, was er inferirt hat . 1525 .

ad 1 .

Dieſes Geding iſt strictissimae interpretationis , wie der Art . 1514
zeigt . Der Art . 1514 a. hat aber den eigenthümlichen Zweck dieſes Ge⸗
dinges aufgehoben , indem es nicht gegen die Gläubiger wirken ſoll und der
Zweck deſſelben gerade in dem Falle ſich wirkſam zeigen würde , wann mehr
Schulden als Vermögen vorhanden ſind .

ad 2.

Der Voraus iſt eine Schenkung aus der Gemeinſchaft , die aber
nicht beſondere Formen bedarf , ſondern als Geding des Heirathsvertrages
Wirkung hat . 1516 .

Die Frage , ob ein im Heirathsvertrag enthaltenes Geding eine
Schenkung , oder ein vertragsmäßiges , dem Geſellſchaftsrecht angehöriges
Geding ſey , iſt aus mehreren Gründen von der größten Wich tigkeit . Ein⸗
mal hinſichtlich des Art . 299 , und dann wegen Verletzung des Pllichttheils
hinſichtlich der Pflichterben , die der zuſagende Ehegatte hinterläßt .

Der Voraus wird nur aus dem Gemeinſchaftsvermögen , nicht aus
dem eigenen Vermögen des zuerſt verſtorbenen Ehegatten erhoben , weßwegen
auch die Ehefrau , wenn ſie ſich entſchlägt , implizite auf den Voraus ver⸗
zichtet. Jedoch kann ſie ſich auch für dieſen Fall den Voraus bedingen und
es kann ſofort das eigene Vermögen des Mannes zur Zahlung angegriffen
werden .

In keinem Falle kann der Voraus von dem Gemeinſchaftsvermögen
abgezogen werden , ehe die Creditoren derſelben bezahlt ſind . 1519 .

ad 3 a.

Vergl. Art . 1520 , 1521 .

ad 3 b.

Dieſes Geding iſt ein Gluͤcksvertrag , kraft deſſen der Ehegatte, der

die ganze Gemeinſchaft bekömmt , perſönlicher Schuldner des andern für die



41

Auszahlung der verſprochenen Summe wird , es mag mit der Gemeinſchaft

wohl oder übel ſtehen .
Es kann dieſes Geding für den einen Ehegatten ſelbſt oder nur für

die Erben des zuerſt verſtorbenen ſtipulirt werden . 3

Auch in dieſem Falle aber verliert die Frau das Recht der Entſchla⸗
gung nicht , wenn ſie die Auszahlung einer beſtimmten Summe verſprochen hat .

Die Gläubiger verlieren dadurch das Recht nicht , ſich an denjenigen

Ehegatten zu halten , der ihr perſönlicher Schuldner iſt . Doch können ſie

denjenigen , der eine beſtimmte Summe empfangen ſoll , nicht in der Eigen⸗
ſchaft als Theilhaber der Gemeinſchaft wegen einer Forderung belangen,
denn er iſt dieſes nicht , ſondern nur ein Gläubiger des die Gemeinſchaft
übernehmenden Ehegatten , wie ſie ſelbſt .

ad 3 e .

Vergl . Art . 1525 , wobei zu bemerken iſt ,

1) daß mit dieſem Gedinge nothwendig der Vorbehalt der eingebrachten
Fahrniſſe verbunden ſeyn muß , ſonſt wäre daſſelbe eine förmliche
Schenkung , während die Ueberlaſſung der Errungenſchaft , worauf
ſich jenes Geding mit dem obenerwähnten Vorbehalt beſchränkt ,
nicht als Schenkung angeſehen wird , weil der Vorbehalt auch im

Fall einer Verrungenſchaft ſeine Wirkung äußert .

2) Bei der Zurücknahme des Einbringens fragt es ſich , ob davon die
Schulden , die der Ehegatte eingebracht hat , abgezogen werden ?

Zachariä III . S . 291 bejaht dieſe Frage wegen des Grundſatzes :
abona non intelliguntur nisi deducto aere alieno . «

Allein dieſe Anſicht hat ihr Bedenken . Da der eine Ehegatte dem

andern die ganze Errungenſchaft überläßt und ſich durch den Vorbehalt ein⸗

für allemal mit der Gemeinſchaft abfindet , ſo iſt dieſes Geding ähnlich dem ,

wo ein Ehegatte ſich eine beſtimmte Summe ausbedingt . Es unterſcheidet

ſich von dieſem Gedinge nur durch eine andere Bezeichnung des Gegenſtan⸗
des , den man ſich als Antheil vorbehält . Wie nun bei der Ausbedingung
einer Summe der Ehegatte nichts an den eingebrachten Schulden zu tragen

hat , ſo dürfte es auch hier der Fall ſeyn , aber natürlich unter Vorbehalt
der Rechte Dritter .
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